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1 Einleitung 
 

Ziel dieses Projektes war die Erstellung eines Konzepts zum Beschwerdemanagement in der 

öffentlichen Verwaltung. Exemplarisch wurden Konzepte verschiedener öffentlicher Verwal-

tungen betrachtet und miteinander verglichen. Hierzu entwarf die Projektgruppe einen Fra-

gebogen (siehe Anlage 1), der von sieben Behörden beantwortet wurde. Unter Berücksichti-

gung der Erfahrungen, die in den untersuchten öffentlichen Verwaltungen gemacht wurden, 

erarbeiteten die Projektteilnehmer1 ein eigenes Konzept und stellen dies am Ende dieses 

Berichtes dar. 
 

1.1 Fallbeispiel 
 

Zunächst soll die Notwendigkeit eines Beschwerdemanagements für die öffentliche Verwal-

tung anhand eines Fallbeispieles dargestellt werden.   
 

Es geschieht täglich, dass sich Kunden über die öffentliche Verwaltung är-

gern, weil sie sich nicht sachgerecht behandelt fühlen, kreuz und quer 

durchs Rathaus geschickt werden oder aber vor verschlossenen Türen ste-

hen. Herr Meyer ist einer von ihnen. Er ist seit kurzem arbeitslos und somit 

wohngeldberechtigt. Herr Meyer sucht bei der Stadt Bergenheim seinen 

Sachbearbeiter, Herrn Trödelig, auf um seinen Antrag auf Wohngeld durch-

zusprechen. Als Herr Meyer zur Tür des Herrn Trödelig hereinkommt, 

scheint dieser vertieft in seine wohlverdiente Zeitung zu sein und bemerkt 

nicht, dass Herr Meyer ihm den Antrag fast unter die Nase hält. 

 

 
                                                 
1 In diesem Projektbericht wird grundsätzlich immer nur die männliche Form verwendet. Dies dient einer größeren Verständlich-
keit und besseren Lesbarkeit des Textes und soll keineswegs Frauen gegenüber Männern diskriminieren. Die Ausführungen in 
diesem Bericht sollen für beide Geschlechter gelten. 
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Nachdem Herr Trödelig nun eigentlich Zeit für Herrn Meyer hätte, kommt 

eine Kollegin, die Herrn Trödelig in ein längeres Gespräch verwickelt.  

 

Nach ungefähr 10 Minuten wird das Gespräch beendet und Herr Trödelig 

findet nun endlich Zeit, um den Antrag entgegen zu nehmen. 

 

Herr Trödelig schaut den Antrag durch und stellt fest, dass der 

Arbeitslosenbescheid fehlt. Diesen bräuchte er damit er die Angaben 

vergleichen könne. Herr Meyer sagt zu, den Bescheid nachzureichen und 

schlägt vor, dass Herr Trödelig doch vorab beim Arbeitsamt telefonisch 

nachfragen könne. Darauf erwidert Herr Trödelig jedoch nur, dass hier alles 

nach genauen Vorschriften läuft, an die sich auch Herr Meyer zu halten 

hätte. Herr Trödelig erklärt, dass Herr Meyer wohl noch mal wiederkommen 

müsse.  
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Herr Meyer ist wütend und verlässt verärgert das Zimmer, zumal er jetzt 

insgesamt über eine halbe Stunde warten musste. Die Mühe, sich zu 

beschweren, macht er sich jedoch nicht! 

 

Dieser Fall soll verdeutlichen, dass es oft Situationen gibt in denen der Bürger unzufrieden 

mit seiner Verwaltung ist. Aus wissenschaftlichen Untersuchungen geht hervor, dass 96 % 

der unzufriedenen Bürger sich nicht bei ihrer Verwaltung beschweren, sondern so wie Herr 

Meyer ihre eigenen Konsequenzen aus ihren schlechten Erfahrungen ziehen. Die Verwal-

tung weiß somit noch nicht einmal vom Unmut ihrer Kunden und kann auch nicht darauf rea-

gieren. Daraus folgt, dass es z.B. bei 100 Beschwerden im Jahr 2.500 Anlässe gegeben hat 

sich über die Verwaltung zu beschweren, denn nur 4 % der Verärgerten beschweren sich 

laut einer Studie. 

 

Auch die 2.400, die sich nicht beschweren, erzählen es 10 Freunden und Bekannten. Das 

macht 24.000 negative Äußerungen über die Verwaltung, aber vor allem auch 2.400 fehlen-

de Verbesserungsvorschläge! Positives wird dagegen nur 3 mal weitererzählt. 

 

Dies trägt zum einen zum schlechten Image der öffentlichen Verwaltung bei und zum ande-

ren fehlen der Verwaltung wertvolle Verbesserungsvorschläge. Hier muss also gegenge-

steuert werden. Ein sinnvolles Instrument hierzu stellt das Beschwerdemanagement dar. 
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1.2 Beschwerdemanagement – Was ist das?        
                   

Eine Beschwerde ist jede Äußerung von Unzufriedenheit, die auf negativ empfundene Abläu-

fe, Entscheidungen oder Verhaltensweisen aufmerksam macht. Beschwerden weisen auf 

Schwächen hin, zeigen aber auch Verbesserungspotenziale auf. Sie geben Anhaltspunkte, 

wie eine bürgernahe Verwaltung aus der Perspektive des Bürgers aussehen sollte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beim Umgang mit Beschwerden sind zwei Aspekte zu berücksichtigen: 

 

- der angemessene Umgang mit der Unzufriedenheit von Bürgern und 

- die interne Funktion von Beschwerden, Schwachstellen aufzuzeigen und Marktbeo-

bachtung zu betreiben, 

 

um Ansatzpunkte für einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess zu finden. 

 

Daraus ergeben sich in erster Linie folgende Teilziele des Beschwerdemanagements: 

 

- Herstellen von Kundenzufriedenheit 

- Vermeiden von negativer Mund-zu-Mund-Kommunikation 

- Auswerten und Nutzen der in der Beschwerde enthaltenen Informationen 

- Erkennen und Beseitigen von Fehlerursachen 

 

Diese Ziele des Beschwerdemanagements lassen sich nur erreichen, wenn man für unzu-

friedene Kunden leicht zugängliche Beschwerdekanäle schafft, eine sach- und problemge-

rechte Beschwerdereaktion und -bearbeitung erfolgt sowie Beschwerden systematisch hin-

sichtlich ihres informatorischen Gehalts ausgewertet werden.  

 

Dabei kann der Informationsaustausch zwischen Bürger und Behörde durch ein „Aktives 

Beschwerdemanagement“ weitaus verbessert werden. Auf die Eingabe der Beschwerde o-
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der Anregung wird nicht gewartet, sondern sie wird aktiv eingefordert. Dementsprechend 

liegen die wesentlichen Aufgaben des Beschwerdemanagements in den nachfolgend näher 

beschriebenen verschiedenen Bereichen. 

 

 

1.3 Bereiche des Beschwerdemanagements 

 

1.3.1 Beschwerdestimulierung 

Die Beschwerdestimulierung stellt den ersten Schritt in Richtung Bürger dar. Der Bürger soll 

angeregt werden, die von ihm wahrgenommenen Probleme und Negativerfahrungen gegen-

über der Verwaltung zu äußern. Dabei besteht die Hauptaufgabe der Beschwerdestimulie-

rung darin, die Voraussetzungen für eine leichte sowie unkomplizierte Beschwerdeerhebung 

für den Bürger zu ermöglichen. 

 

1.3.2 Beschwerdeannahme 

Hier steht insbesondere eine systematische und vollständige Erfassung der Beschwerdein-

formationen sowie das adäquate Verhalten der Mitarbeiter bei der mündlichen Beschwerde 

im Vordergrund. 

 

1.3.3 Beschwerdebearbeitung und –reaktion 

Die Beschwerdebearbeitung betrifft die internen Prozesse in der Verwaltung, die als Konse-

quenz auf eine Kundenbeschwerde ausgelöst werden. Im Mittelpunkt der Beschwerdebear-

beitung steht die Analyse der Beschwerdeursache, die Weiterleitung der Beschwerdeinfor-

mationen an die betroffenen Abteilungen bzw. Mitarbeiter (bei zentraler Bearbeitung) sowie 

die Festlegung von Standards zur Beschwerdebearbeitung. 

 

Dahingegen weist die Beschwerdereaktion einen externen Charakter auf. Hierbei steht prin-

zipiell die Lösung des Problems bzw. die Wiedergutmachung im Vordergrund. Dabei ist fest-

zulegen, in welchem Zeitraum und in welcher Form auf die eingegangenen Beschwerden 

reagiert werden soll. 

 

1.3.4 Beschwerdeauswertung 

Da das Beschwerdemanagement insbesondere der Steuerung und Verbesserung interner 

Prozesse dient, stellt die Beschwerdeauswertung einen sehr wichtigen Bestandteil dar, wel-

cher helfen soll, zukünftig Fehler zu vermeiden. Grundsätzlich wird bei der Beschwerdeaus-

wertung unterschieden in die quantitative Auswertung und in die qualitative Auswertung. Die 

quantitative Auswertung ist das Grundwerkzeug der Verarbeitung einer Bürgerbeschwerde in 
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Form einer zahlenmäßigen Erfassung. Daneben werden in der qualitativen Auswertung die 

betroffenen Themengebiete in Bezug auf Eingabehäufigkeiten bzw. Eingabeauffälligkeiten 

analysiert. 

 

Darüber hinaus ist es wichtig, mit den aus den Beschwerden gewonnen Informationen trans-

parent umzugehen und die Verwendung im Verbesserungsprozess zu sichern. Somit können 

nicht nur die primären Ziele Qualitätsverbesserung und Bürgerzufriedenheit erreicht werden, 

sondern auch die Arbeitsumgebung betroffener Mitarbeiter innerhalb der Behörde verbessert 

werden. 
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2 Ergebnisse der Erhebung   
 

Um festzustellen, inwieweit das Beschwerdemanagement wirklich ein sinnvolles In-

strument in der öffentlichen Verwaltung ist, haben wir in der Praxis nachgefragt. Die 

Städte Arnsberg, Georgsmarienhütte, Braunschweig, Lingen, die Landeshauptstadt 

(LH) Hannover, das Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (Landessozial-

amt) und der Kreis Borken haben uns dabei geholfen, Fakten und Daten anhand von 

Fragebögen zusammenzutragen, aufgrund derer wir eine Analyse durchführen konn-

ten. 

 

Institutionen Mitarbeiter Einwohner 

Stadt Arnsberg 930 83.000 

Kreis Borken 930 367.950 

Stadt Braunschweig 4.500 240.000 

Stadt Georgsmarienhütte 250 33.639 

Landeshauptstadt Hannover 9.250 516.227 

Stadt Lingen 569 56.491 

Landessozialamt  1.200 ./. 

 

2.1 Allgemeines 

 

2.1.1 Existenz des Beschwerdemanagements 

Die Stadt Arnsberg hat durch ihre frühzeitige Einführung in den Jahren 1993/94 eine Vorrei-

terrolle übernommen. Es folgten 1998 das Landessozialamt, in 2000 die LH Hannover, am 

01.03.2000 die Stadt Georgsmarienhütte, im Mai 2000 die Stadt Braunschweig, am 

01.07.2001 die Stadt Lingen und am 01.06.2002 der Kreis Borken. 

 

2.1.2 Planungsphase, Durchführung und Einbeziehung der Mitarbeiter 

Dies war bei den teilnehmenden Behörden sehr unterschiedlich. Die Stadt Arnsberg startete 

ohne Planungsphase gleich in die praktische Umsetzung. Die restlichen Zeiten der Pla-

nungsphasen reichten von einem Monat bei der Stadt Georgsmarienhütte, über drei Monate 

beim Landessozialamt sowie zehn Monate bei der Stadt Lingen, bis hin zu einem Jahr bei 

der Stadt Braunschweig und dem Kreis Borken. Die LH Hannover hatte eine Planungsphase 

von zwei Jahren. 
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Auch bei der Planungsumsetzung haben die Behörden sehr unterschiedlich gehandelt. Die 

Stadt Arnsberg hat ohne vorherige Erstellung eines Konzept ein halbes Jahr vor der öffentli-

chen Bekanntgabe angefangen, Beschwerden zentral zu sammeln und diese zunächst 

schriftlich und später auch telefonisch zu beantworten. Die Stadt Georgsmarienhütte begann 

ihre Planungsphase mit einem Besuch bei der Stadt Arnsberg, gefolgt von Abstimmungen 

mit dem Bürgermeister und dem Personalrat sowie einer Vorlage im Verwaltungsausschuss. 

Sie wurde mit einer Mitarbeiterinformation durch den Bürgermeister und letztendlich der 

Presseveröffentlichung abgeschlossen.  

 

Die Stadt Braunschweig nahm zunächst an dem Projekt „Kommunen der Zukunft“ und zum 

anderen an einer Tagung der KGSt in Leipzig teil. Nach der Erstellung eines Konzeptes wur-

de ein Arbeitskreis gebildet, dem ausschließlich Vertreter betroffener (beschwerdeintensiver) 

Referate und Fachbereiche angehörten. Zudem wurden die Mitarbeiter durch umfassende 

Einführungen und Vorstellungen des Projektes sowie einer Veröffentlichung des Konzeptes 

einbezogen. Bestehende Unsicherheiten und Ängste gegenüber dem - Projekt Beschwer-

demanagement - konnten so beseitigt werden.  

 

Beim Landessozialamt, der Stadt Lingen, dem Kreis Borken und der LH Hannover wurden 

Projektgruppen aus Mitarbeitern gebildet, welche Planungen übernommen haben. Die Pro-

jektgruppe der LH Hannover hatte als zusätzliche Mitglieder noch einen Datenschutzbeauf-

tragten, die IuK-Organisation, die Organisation und den Gesamtpersonalrat. Die Städte Ge-

orgsmarienhütte, Braunschweig, Lingen, das Landessozialamt und der Kreis Borken haben 

ihre Mitarbeiter durch Informationsveranstaltungen, Rundschreiben und Vorstellungsrunden 

sowie der Mitarbeit an der Projektgruppe selbst einbezogen. 

 

Der Kreis Borken hat zudem noch spezielle Seminare für den Umgang mit Beschwerden 

abgehalten. Die LH Hannover hat ihre Mitarbeiter über Multiplikatoren aus dem jeweiligen 

Fachbereich einbezogen. Die Stadt Arnsberg hat als einzige Behörde ihre Mitarbeiter nicht 

speziell beteiligt. 

 

2.1.3 Organisatorische Anbindung 

Von den sieben betrachteten Beschwerdemanagementkonzeptionen nutzen zwei Behörden 

ausschließlich die zentrale, eine Behörde die dezentrale und vier Behörden die Möglichkeit 

der dualen Bearbeitung. Die Städte Arnsberg und Georgsmarienhütte haben die Bearbeitung 

der Beschwerden zentral organisiert. Ausschließlich dezentral in den Fachbereichen wird 

das Beschwerdemanagement beim Landessozialamt durchgeführt. 
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Bei der Stadt Braunschweig werden aufgrund der vielfältigen Dienstleistungen, räumlichen 

Unterbringungen und den Ergebnissen einer Ämterumfrage beide Verfahren genutzt. Das 

zentrale Beschwerdemanagement dient als direkte Anlaufstelle für den Bürger. Erfolgt eine 

Beschwerde allerdings direkt bei einem Dezernat, ist dieses auch dafür zuständig. Auch bei 

der LH Hannover existiert ein duales System. Eine zentrale Bearbeitung erfolgt dort, wenn 

konkret der Oberbürgermeister angesprochen wird oder Differenzen zwischen Beschwerde-

führer und Fachbereich bestehen. Alle anderen Beschwerden werden dezentral bearbeitet. 

 

Ebenso werden bei der Stadt Lingen zentrale Eingaben beim Beschwerdemanagement dort 

auch abschließend bearbeitet. Aber auch hier sind die einzelnen Organisationseinheiten für 

die Annahme dezentraler Beschwerden und deren Beantwortung zuständig. Beim Kreis Bor-

ken gilt der Grundsatz: „Was dezentral leistbar ist, soll dort auch abschließend bearbeitet 

werden.“ 

 

2.1.4 Öffentlichkeitsarbeit  

Die Öffentlichkeitsarbeit und die verwendeten Medien sind vielfältig und in allen Bereichen 

angesiedelt. So kann man sich bei der Stadt Arnsberg z.B. durch Presseveröffentlichungen, 

Informationsbroschüren und Informationsveranstaltungen informieren. Die Stadt Georgsma-

rienhütte bietet diese Möglichkeiten im Rahmen ihres Internetauftritts und über diverse Pres-

severöffentlichungen. Bei der Stadt Braunschweig und der Stadt Lingen gibt es auch vielerlei 

Informationsmöglichkeiten, zum Beispiel durch Internetauftritte, Presseveröffentlichungen, 

Informationsbroschüren, Informationsveranstaltungen und sonstige Werbung. Das Landes-

sozialamt bietet Möglichkeiten im Rahmen ihres Internetauftritts und über Kundenumfragen. 

Der Kreis Borken arbeitet mit Internetauftritten, Informationsbroschüren und nach Bedarf mit 

Presseveröffentlichungen. Die LH Hannover betreibt zurzeit keine Öffentlichkeitsarbeit. 

o rg a n isa to r isc h e  An b in d u n g

29%

14%

57%

zen tra l

dezen tra l

be ides
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2.1.5 Stellenanteile und deren Bewertung 

Die Stadt Arnsberg hat im Bereich Beschwerdemanagement eine Vollzeitstelle mit der 

Bewertung der Entgeltgruppe 10 TVöD (Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst) eingesetzt 

und die Stadt Braunschweig zwei Vollzeitstellen nach A 11 BBesO 

(Bundesbesoldungsordnung). Bei der Stadt Georgsmarienhütte verteilen sich 0,5 Stellenteile 

auf die Entgeltgruppen 8 und 9 TVöD und bei der Stadt Lingen sind die 0,5 Stellenanteile 

nach Entgeltgruppe 9 TVöD bewertet. Für den Kreis Borken ist hier eine Vollzeitstelle nach A 

11 BBesO angegeben, die hauptsächlich für die Beschwerdekoordination zuständig ist. 

Weiterhin gibt es dort noch pro Fachbereich einen Ansprechpartner für Beschwerden, jedoch 

stellt dies nur eine Nebenaufgabe dar. Die LH Hannover und das Landessozialamt sind in 

der nachstehenden Übersicht nicht mit angegeben, da von diesen Behörden keine Angaben 

über Stellenanteile vorliegen. Dies ergibt sich u. a. daraus, dass dort hauptsächlich die 

dezentrale Bearbeitung der Beschwerden genutzt wird und keine bestimmten Personen 

zuständig sind und somit auch keine konkreten Stellenanteile festgelegt werden können. 

 

Graphisch stellt sich dies wie folgt dar: 

 

Stellenanteile im Beschwerdemanagement
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2.1.6 Abwicklung Beschwerdemanagement gegenüber dem  Ideenmanagement / Vor-

schlagswesen 

Die Städte Georgsmarienhütte und Arnsberg wickeln das Beschwerdemanagement zusam-

men mit dem Ideenmanagement / Vorschlagswesen ab. Die Stadt Braunschweig wickelt das 

Ideen- und Beschwerdemanagement zusammen ab, hat das interne Vorschlagswesen da-

von jedoch in einen anderen Bereich ausgegliedert. Ähnlich ist dies auch beim Kreis Borken. 

Hier ist das Ideen- und Beschwerdemanagement für externe Eingaben zusammengefasst, 

das interne Vorschlagswesen ist jedoch in einer anderen Organisationsabteilung eingeglie-

dert.  

 

Beim Landessozialamt werden die beiden Bereiche komplett voneinander getrennt abgewi-

ckelt. Die Stadt Lingen und die Landeshauptstadt Hannover trennen die Bereiche bisher e-

benfalls, jedoch sollen hier das Beschwerdemanagement und das Ideenmanagement/ Vor-

schlagswesen zukünftig zusammengelegt werden. 

                   

Abwicklung des Beschwerdemanagements mit / ohne 
Ideenmanagement / Vorschlagswesen

4

3
zusammen

getrennt

 

Bewertung der Stellenanteile
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2.2 Individuelle Zielsetzungen und Einführungskrite rien   
 

2.2.1 Gründe für die Einführung eines Beschwerdeman agements  

Das Beschwerdemanagement wurde aus teilweise unterschiedlichen Anlässen eingeführt. 

Das Landessozialamt startete 1997 ein allgemeines Organisations- und Personalentwick-

lungskonzept zur Modernisierung der Behörde, womit eine Verbesserung der Strukturen und 

die Humanisierung der Arbeit für die Mitarbeiter erfolgen sollten. Infolge des Konzeptes wur-

den Hierarchieebenen abgebaut und Teamarbeit eingeführt. In diesem Zusammenhang wur-

de auch das Beschwerdemanagement eingeführt. Bei den Behörden Arnsberg, Lingen, Bor-

ken und Georgsmarienhütte war die Idee, durch diesen Service die Bürgerorientierung zu 

verstärken und die Arbeitsabläufe zu verbessern. Bei der LH Hannover war der Anlass ein 

Anliegen des Oberbürgermeisters, während es bei der Stadt Braunschweig keinen konkreten 

Anlass gab.  

 

2.2.2 Ziele des Beschwerdemanagements  

Die Ziele, die mit der Einführung des Beschwerdemanagements verfolgt werden, sind bei 

nahezu allen befragten Behörden identisch. Erreicht werden soll eine verstärkte Kundenori-

entierung und damit die Schaffung eines zentralen und neutralen Ansprechpartners für den 

Bürger sowie insgesamt eine Qualitäts- und Imageverbesserung. Zu den Zielen der Städte 

Braunschweig und Arnsberg sowie der LH Hannover gehört außerdem die Bürgerbeteiligung 

in dem Sinne, dass Bürger zur Zusammenarbeit gewonnen werden sollen.  

 

Die Stadt Georgsmarienhütte nutzt das Beschwerdemanagement auch als neue Informati-

onsquelle. Bei der Stadt Braunschweig sollen dadurch z.B. andere Reaktionsformen unzu-

friedener Bürger vermieden werden. Des Weiteren soll eine langfristige Senkung der Be-

schwerdehäufigkeit zur Entlastung der Organisationsbereiche erreicht werden. Die Stadt 

Lingen verfolgt ein ähnliches Ziel. Hier sollen unter anderem die Fachämter / Organisations-

einheiten in der Bewältigung von Konfliktsituationen mit dem Bürger unterstützt werden.  

 

In den Städten Georgsmarienhütte, Arnsberg, Lingen und der LH Hannover können sowohl 

die Bürger, als auch die Mitarbeiter das Beschwerdemanagement nutzen. Beim Landessozi-

alamt sowie dem Kreis Borken und der Stadt Braunschweig ist das Beschwerdemanagement 

ausschließlich für Bürger gedacht.  

 

2.2.3 Allgemeine Regelungen zum Beschwerdemanagemen t 

Bis auf das Landessozialamt und die Stadt Georgsmarienhütte gibt es in den befragten Be-

hörden allgemeine Regelungen bzw. Vereinbarungen. Die Stadt Braunschweig hat ein Kon-
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zept zur Einrichtung eines aktiven Ideen- und Beschwerdemanagements, der Kreis Borken 

besitzt einen Leitfaden “Aktiver Umgang mit Ideen und Beschwerden”. In der Stadt Lingen 

gibt es eine Dienstanweisung, in der LH Hannover eine Dienstvereinbarung sowie weitere 

Regelungen, z.B. zur Erreichbarkeit der Verwaltung und zum Antwortverhalten gegenüber 

Bürgern oder zur Gewährung von Ausgleichsleistungen bei Beschwernis. In der Stadt Arns-

berg existiert eine Vereinbarung mit dem Personalrat darüber, dass nicht personenbezogen 

ausgewertet werden darf. 

 

2.2.4 Einsatz von Software  

Als einzige Behörde, die keine Software verwendet, ist das Landessozialamt zu nennen. Die 

Stadt Braunschweig verwendet für ihr Berichtswesen Microsoft Excel und die Stadt Georgs-

marienhütte bearbeitet ihr Beschwerdemanagement mit dem Programm „Tellme 4.0“. Die 

Städte Lingen, Arnsberg und die LH Hannover haben jeweils durch ihre EDV- Abteilung eine 

eigene Software erstellen lassen.  

 

Im Fall der Stadt Lingen ist dies ein eigenes Datenbankprogramm, auf Grundlage von Ac-

cess, in dem alle Funktionalitäten in umfangreicher Form vorhanden sind. Die Stadt Arns-

berg hat die Software „SOS“ (= Sei ohne Sorge) von ihrer EDV-Abteilung entwerfen lassen. 

Diese wird jetzt von Global Consulting in Leimen vermarktet und immer weiterentwickelt. 

Zurzeit gibt es bereits die 5. Version dieses Programms. Auch im Kreis Borken wird diese 

Software verwendet. Die LH Hannover verwendet ihre Eigenentwicklung „IMPULS“.  

 

2.2.5 Qualifikation des Personals  

Alle befragten Behörden haben ihr Personal speziell geschult. Die Stadt Georgsmarienhütte 

hat erst nach Einführung des Beschwerdemanagements die betroffenen Mitarbeiter durch 

nachträgliche Fortbildungen schulen lassen. Die Maßnahmen zur Schulung des Personals 

ähneln sich bei allen Behörden. Die Stadt Lingen hat ihre Mitarbeiter des Beschwerdemana-

gements in folgenden Bereichen geschult:  

 

·  (Nachwuchs-)Führungskräfteseminar 

u.a. mit den Themengebieten Kommunikationstraining und Konfliktbewältigung 

·  NLP (Neuro Linguistisches Programmieren) 

·  Supervision 

 

Beim Landessozialamt wurden Seminare zum Thema „Umgang mit schwierigen Kunden“ 

durchgeführt. Die Städte Braunschweig und Georgsmarienhütte haben ihre Mitarbeiter Se-

minare zu den Themen Kommunikationstraining und Konfliktbewältigung besuchen lassen. 



 

 14

Georgsmarienhütte setzt zudem noch auf den Erfahrungsaustausch mit anderen Kommu-

nen. Auch die Stadt Arnsberg setzt bei den Schulungen der Mitarbeiter auf Konfliktmanage-

ment (für freie Wirtschaft) und auf richtiges telefonieren (IHK). Der Kreis Borken hat seine 

Mitarbeiter in den Bereichen „Aktives Ideen- und Beschwerdemanagement“ und „Bewälti-

gung von Konfliktsituationen“ geschult. Außerdem standen fortlaufend Kommunikationsse-

minare auf dem Fortbildungsprogramm des Kreises. Bei der LH Hannover sind Weiterbildun-

gen und Schulungen als allgemeines Fortbildungsangebot vorhanden und dezentral organi-

siert, allerdings nicht speziell im Rahmen des Beschwerdemanagements. Demnächst wird 

dort eine Schulung zur EDV-Eigenentwicklung IMPULS angeboten.         

 

2.2.6 Eingabemöglichkeiten für Bürger 

Alle befragten Behörden bieten verschiedene Möglichkeiten für die Einreichung von Be-

schwerden an. Die Eingaben werden hauptsächlich telefonisch, schriftlich, persönlich, per E-

Mail oder durch das Internet angenommen. Die LH Hannover, die Stadt Braunschweig sowie 

das Landessozialamt haben des Weiteren einen Kummerkasten eingerichtet. In den Städten 

Braunschweig, Lingen, Georgsmarienhütte, der LH Hannover und im Kreis Borken können 

außerdem Vordrucke für das Beschwerdemanagement verwendet werden. 

 

2.3 Statistiken 

 

2.3.1 Differenzierung der Eingabearten 

In den meisten Behörden unterscheidet man verschiedene Arten der Eingaben.  

  
Stadt 

Arnsberg 

Kreis 

Borken 

Stadt 

Braun- 

schweig 

Stadt Ge-

orgs-  ma-

rien- hütte 

Stadt 

Lingen 

Landes- 

sozial- 

amt 

LH Hanno-

ver 

Beschwerde x x x x x x x 

Anregung x x x x x - x 

Auskunft/Info/ 

Anfrage 
x x - x x - x 

Hinweis - - - x - - - 

Idee - - x x x - - 

Lob/Dank - x x x x - x 

Mitteilung - - - x - - x 

Informations- 

defizit 
- - - - - - x 

Wunsch - - - - - - x 
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2.3.2 Jahresbilanzen 

Das Landessozialamt verfügt zentral nicht über Falldaten bezüglich der jährlichen Anzahl 

von Eingaben, da das Beschwerdemanagement nicht zentral, sondern in den einzelnen 

Fachbereichen angesiedelt ist. Die Stadt Arnsberg hat bisher keine Auswertung über die 

jährlich eingehenden Eingaben vorgenommen. Hier werden im Durchschnitt 2000 Be-

schwerden, Anregungen und Auskünfte im Jahr entgegen genommen. Bei der LH Hannover 

werden die Eingaben nur zum Teil in einem EDV-System erfasst. Somit sind die nachste-

hend dargestellten Werte nur ein Bruchteil der tatsächlichen Eingaben. Die Daten der Stadt 

Braunschweig für 2000 und 2001 wurden nicht erfasst, da hierfür lediglich eine kumulierte 

Fallzahl vorliegt. 

 

Alle vorliegenden Zahlen der befragten Behörden bezüglich der jährlichen Eingaben insge-

samt können dem folgenden Diagramm entnommen werden:  

 

jährlich eingegangene Beschwerden

0

100

200

300

400

500

600

700

800

H
äu

fig
ke

it

Georgsmarienhütte 742 670 579 674 694 716

Lingen 236 635 656 576 625

Braunschweig 5252 4912 4869 5054

Borken 121 106 114 66

Hannover 700 590 450

2000 2001 2002 2003 2004 2005
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Die jährlich erhobenen Fallzahlen für die einzelnen Bereiche „Beschwerden“, „Ideen“, 

„Lob/Anregungen“ und „Sonstiges“  sind nachstehend einzeln grafisch dargestellt. 

 

Beschwerden

0
50

100
150
200
250
300
350
400
450
500
550
600
650
700

H
äu

fig
ke

it

Georgsmarienhütte 596 571 534 637 589 621

Lingen 97 242 271 204 210

Braunschweig 3781 3439 3165 3134

Borken 62 51 65 29

Hannover 460 460 330

2000 2001 2002 2003 2004 2005

 

 

 

   

Ideen / Anregungen

0

50

100

150

200

250

300

350

400

H
äu

fig
ke

it

Georgsmarienhütte 124 82 29 18 64 45

Lingen 129 372 343 297 364

Braunschweig 1366 1326 1509 1718

Borken 15 11 17 9

Hannover 10 5 10

2000 2001 2002 2003 2004 2005
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Lob

0

5

10

15

20

25

30

35

40
H

äu
fig

ke
it

Georgsmarienhütte 16 11 1 2 4 10

Lingen 10 21 20 29 14

Braunschweig 105 147 195 202

Borken 27 31 13 15

Hannover 5

2000 2001 2002 2003 2004 2005

 

 

 

   

Sonstiges

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

H
äu

fig
ke

it

Georgsmarienhütte 6 6 15 17 37 40

Lingen 22 46 37

Borken 17 13 19 13

Hannover 230 120 110

2000 2001 2002 2003 2004 2005

 

 

In den Übersichten konnten das Landessozialamt und die Stadt Arnsberg aufgrund fehlender 

Fallzahlen nicht berücksichtigt werden (siehe oben „Jahresbilanzen“). 
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Insgesamt wurden 29.037 Eingaben bei den beteiligten Behörden für diese Auswertungen 

berücksichtigt. Daraus ergibt sich folgende Rangfolge der Eingabearten: 

- Beschwerden: 67 % 

- Ideen/Anregungen: 27 % 

- Lob: 3% 

- Sonstiges: 3 %. 

 

                     

Überblick Gesamtdaten

19548

7863

878

748

Beschwerden

Ideen/Anregungen

Lob

Sonstiges

 

 

2.3.3 Beschwerdearten 

Bei allen befragten Kommunen werden förmliche Rechtsbehelfe nicht dem Beschwerdema-

nagement zugerechnet. Ebenso erreichen alle Gemeinden Eingaben, in denen die Behörde 

als Dienstleister der Grund der Beschwerde ist. Im Gegensatz zu den anderen Behörden 

werden bei der LH Hannover und beim Kreis Borken keine anonymen Beschwerden ange-

nommen. Bei der Stadt Georgsmarienhütte sind keine Beschwerden über Sachentscheidun-

gen erfasst. 

 

Differenzierte Fallzahlen zu den entgegengenommenen Beschwerdearten liegen von keiner 

befragten Behörde vor. 

 

2.4 Bearbeitungsstrategie für Beschwerden 

 

2.4.1 Unzuständigkeit der Behörden 

Manche Eingaben erreichen die Behörden, obwohl sie nicht der richtige Adressat der Be-

schwerde sind. Im Kreis Borken werden jährlich ca. 10 Beschwerden eingereicht, für die der 

Kreis nicht zuständig ist. In der Stadt Lingen sind es ca. 4 % der Eingaben (111 von 2728) 

seit Einführung des Beschwerdemanagements in 2001. 2005 lagen rund 24 % der einge-

gangen Beschwerden nicht im Zuständigkeitsbereich der Stadt Braunschweig. Vorrangig 
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handelte es sich hierbei um Eingaben bezüglich mittlerweile privatisierter Dienstleistungen, 

z.B. der Müllentsorgung. Für die restlichen Behörden liegen keine Angaben vor. 

 

2.4.2 Beantwortung der Beschwerden 

In vielen Fällen werden die Beschwerden in der Weise beantwortet, wie diese auch gestellt 

wurden. Dabei hat das „Grundprinzip der Mündlichkeit“ (Stadt Braunschweig) den Vorrang. 

Häufig werden Beschwerden telefonisch abgewickelt, da es ein gewisses Zeitersparnis mit 

sich bringt. 

 

Nur in Ausnahmefällen wird auf eine schriftliche Beantwortung zurückgegriffen:  

 

- in der Stadt Braunschweig: wenn die Eingabe schriftlich getätigt wurde,  

- in der  Stadt Arnsberg: zusätzlich zu schriftlich eingegangenen Beschwerden werden 

Eingaben, welche direkt an den Bürgermeister gerichtet sich, grundsätzlich schriftlich 

beantwortet 

- im Kreis Borken: nur im Zweifel schriftlich. 

 

Im Landessozialamt liegt die Art der Beantwortung im Verantwortungsbereich des einzelnen 

Sachbearbeiters. In der Gemeinde Georgsmarienhütte werden auch speziell die Möglichkei-

ten des E-Mail-Verkehrs zur Beantwortung benutzt. 

 

In zwei von den sieben befragten Behörden besteht die Möglichkeit, Mustertexte zur Beant-

wortung der eingegangenen Beschwerden zu verwenden. In der LH Hannover werden diese 

Texte zentral bereitgestellt. Sie werden im Beantwortungsprozess dezentral den vorliegen-

den Erfordernissen angepasst. Im Kreis Borken sind die Mustertexte lediglich „Formulie-

rungsanregungen“ für die Mitarbeiter. 

 

2.4.3 Eingangsbestätigung und Rückmeldung 

Bis auf das Landessozialamt und die Stadt Lingen verschicken alle anderen Behörden gene-

rell eine Eingangsbestätigung an den Beschwerdeführer. Die LH Hannover kombiniert diese 

sogar mit einer Zwischennachricht, während bei der Stadt Lingen nur eine Zwischennach-

richt erteilt wird, wenn die Bearbeitung länger als fünf Tage in Anspruch nimmt. 

 

Vom Eingang der Beschwerde bis zur Bestätigung können bis zu drei Tage verstreichen 

(Städte Arnsberg, Braunschweig (sofort) und Georgsmarienhütte). Die Stadt Arnsberg kün-

digt bereits in diesem Danksagungsschreiben den weiteren Weg der Bearbeitung und den 

Termin der endgültigen Antwort an. 
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Die Bearbeitungszeiten der Beschwerden (von Eingang bis Beantwortung) sind sehr unter-

schiedlich. In der Regel kann seitens des Beschwerdeführers mit einer Antwort innerhalb 

einer Woche (5-7 Tage) gerechnet werden. Allerdings bestehen in der Stadt Arnsberg die 

Zielvorgaben, dass telefonische Beschwerden innerhalb eines Tages und alle weiteren in-

nerhalb von drei Tagen beantwortet werden müssen. Das Landessozialamt benötigt höchs-

tens 30 Tage und die Stadt Braunschweig max. 14 Tage, wobei hier die Besonderheit be-

steht, eine Zwischennachricht zu versenden, wenn die Bearbeitung länger als drei Tage be-

nötigt. Die Stadt Georgsmarienhütte nimmt hierzu keine Auswertung vor. 

 

Eine Rückmeldung über ggf. vollzogene Veränderungen innerhalb der Behörde werden 

durch die Stadt Arnsberg und den Kreis Borken durch die Antwort bereits übermittelt, wäh-

rend das Landessozialamt und die Stadt Lingen umfangreiche Auskunft über die Verände-

rungen erteilen. Die Städte Braunschweig und Georgsmarienhütte teilen dieses nur fallbezo-

gen mit. In der LH Hannover gibt es in der Regel keine weitere Rückmeldung, nur wenn die-

ses mit dem Beschwerdeführer gesondert abgesprochen wurde. 

 

2.5 Beschwerdemanagement aus Sicht der Mitarbeiter und Bürger 

 

2.5.1 Akzeptanz der Mitarbeiter bezüglich des Besch werdemanagements 

Die Akzeptanz der Mitarbeiter gegenüber dem Beschwerdemanagement ist von der über-

wiegenden Mehrheit der Behörden mit „gut“ bewertet worden. 

 

  sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Stadt Braun-

schweig   x         

Stadt Arnsberg   x         

Landessozialamt   x         

Stadt Georgsma-

rienhütte       x     

Stadt Lingen     x       

Kreis Borken     x       

LH Hannover   x         

 

In der Anfangsphase des Beschwerdemanagements gab es in der Stadt Arnsberg einige 

Schwierigkeiten. Gut vier Jahre nach Einführung ist das Konzept bei den Mitarbeitern größ-

tenteils akzeptiert. Die zuständige Sachbearbeiterin wird nunmehr von Kollegen unterstützt 

und von diesen „vorgewarnt“, wenn evtl. Beschwerden eingehen könnten. Bei der Stadt 
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Braunschweig ist die Mitarbeiterakzeptanz zum Teil sehr unterschiedlich, so dass die Behör-

de diese eher mit einer Note von 2,5 bewertet. 

 

Die Implementierung des Ideen- und Beschwerdemanagements nahm die Mitarbeiterschaft 

der Stadt Lingen mit großer Unsicherheit auf. Das anfängliche Misstrauen konnte durch in-

tensive Aufklärungsarbeit aber sichtbar abgebaut werden. Die Zusammenarbeit zwischen 

dem Ideen- und Beschwerdemanagement und den einzelnen Fachdiensten gestaltet sich 

zunehmend harmonischer, so dass die Akzeptanz mit „befriedigend“ bewertet wird. 

 

Ebenfalls „befriedigend“ wird die Akzeptanz im Kreis Borken beurteilt. Der Grundgedanke 

des Ideen- und Beschwerdemanagements wird überwiegend mitgetragen. Einige Mitarbeiter 

halten das Verfahren für zu bürokratisch. Andere stehen der Erfassung von Beschwerden 

skeptisch gegenüber, da sie glauben, Beschwerden würden ihnen selbst gegenüber negativ 

ausgelegt. In der Stadt Georgsmarienhütte denken viele Mitarbeiter, dass das aktive Be-

schwerdemanagement ein Mehr an Kosten und Arbeit verursache. Deshalb wird die Akzep-

tanz hier nur mit  „ausreichend“ bewertet.  

 

2.5.2 Akzeptanz der Bürger bezüglich des Beschwerde managements 

Überwiegend „gut“ wird die Akzeptanz der Bürger gegenüber dem Beschwerdemanagement 

von der Mehrzahl der Behörden eingeschätzt. 

 

  sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Stadt Braun-

schweig   x         

Stadt Arnsberg   x         

Landessozialamt   x         

Stadt Georgs-

marienhütte X           

Stadt Lingen   x         

Kreis Borken   x         

LH Hannover   x         

 

 

Grundsätzlich ist die Einrichtung eines Beschwerdemanagements bei der Stadt Braun-

schweig sehr positiv von den Bürgern aufgenommen worden und die Akzeptanz ist entspre-

chend  gut. Jedoch haben viele Bürger auch hohe Erwartungshaltungen an das Konzept 

"Beschwerdemanagement". Diese Erwartungen müssen manchmal, z.B. wegen eindeutiger 
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Rechtslage, enttäuscht werden, welches letztlich zum Teil zu Unzufriedenheit seitens einiger 

Bürger führt. 

 

Bei der Stadt Arnsberg wurden gute Umfrageergebnisse erzielt. Ferner empfehlen es viele 

Bürger weiter, es herrscht also eine gute Mundpropaganda. Durch Umsetzung / Abhilfe bzw. 

Transparenz können einer Vielzahl von Beschwerden bei der Stadt Lingen abgeholfen wer-

den. Oftmals decken sich die angebotenen Lösungen mit dem Anspruchsdenken der Bürger, 

was auch in einer "Zufriedenheitsskala" festgehalten wird. Lediglich 16% aller Beschwerde-

führer waren nach Abschluss einer Nachricht nachweislich weiterhin unzufrieden. Die Rück-

meldungen im Kreis Borken zum aktiven Umgang mit Beschwerden sind überwiegend posi-

tiv. Der Bekanntheitsgrad ist weniger stark ausgeprägt. Hier bedarf es noch weiterer Öffent-

lichkeitsarbeit. 

 

2.6 Beschwerdemanagement als Steuerungsinstrument!?  

 

2.6.1 Berichtswesen und Qualitätsmanagement 

Die Intensität des Berichtswesens ist von Behörde zu Behörde verschieden, im Ablauf je-

doch ähnlich. Das Berichtswesen der Stadt Arnsberg  bezieht sich ausschließlich auf seltene 

mündliche Berichte an den Verwaltungsausschuss. Das Landessozialamt hat ein zentrales 

Berichtswesen über Vordrucke eingerichtet, welches jedoch, nach eigener Aussage, auf-

grund der vielen Fachbereiche zu wenig Substanz hat. Der Kreis Borken verwendet die in 

der Software vorhandenen Möglichkeiten für ein sporadisches Berichtswesen.  

 

Die Stadt Georgsmarienhütte gibt jährliche Erfahrungsberichte und verschiedene Auswer-

tungen zu ihrem Beschwerdemanagement heraus, die auch von jedermann im Internet abge-

rufen werden können. Auch die Stadt Braunschweig gibt einen jährlichen Bericht über Häu-

figkeitsverteilungen, Ursachenanalysen und Verbesserungsmaßnahmen an den Oberbür-

germeister, den Rat sowie alle Fachbereiche und Referate ab. Die Stadt Lingen gibt jährlich 

einen schriftlichen / digitalen Erfahrungsbericht über das abgelaufene Jahr heraus. Die LH 

Hannover erstellt ebenfalls Berichte. 

 

Auch die Entstehung eines Qualitätsmanagements ist unterschiedlich. Die Stadt Georgsma-

rienhütte hat ein Qualitätsmanagement, welches jedoch nicht näher erläutert ist. Die Stadt 

Braunschweig bezeichnet ihr Qualitätsmanagement sogar als zentrales Ziel ihres Beschwer-

demanagements, da bei Beschwerdehäufungen eine Analyse der möglichen Ursachen mit 

den betroffenen Fachbereichen durchgeführt werden kann und so Verbesserungsmaßnah-

men erarbeitet werden können. Auch die Stadt Lingen hat ein Qualitätsmanagement in Form 
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eines Qualtitätszirkels. Neben den bislang quantitativen Auswertungen wird so im Rahmen 

von Dezernatsgesprächen auch eine qualitative Auswertung vorgenommen, hierbei werden 

die Themenschwerpunkte in Bezug auf Eingabehäufigkeiten bzw. –auffälligkeiten analysiert. 

Die LH Hannover hat zum Qualitätsmanagement keine Äußerung getroffen. Bei der Stadt 

Arnsberg, dem Landessozialamt und dem Kreis Borken resultiert aus dem  Berichtswesen 

zum Beschwerdemanagement nicht explizit ein Quälitätsmanagement. 

 

2.6.2 Organisationsveränderungen seit Einführung de s Beschwerdemanagements 

Bei der Stadt Arnsberg gab es bisher keine Veränderungen, da das Projekt von Anfang an 

für gut befunden wurde und keiner Verbesserung bedurfte. Beim Landessozialamt, dem 

Kreis Borken und der LH Hannover gab es auch keine Änderungen. Bei der Stadt Braun-

schweig gab es Veränderungen: während in der Pilotphase mit einer Stelle gearbeitet wurde, 

sind seit 2002 zwei Stellen für das Beschwerdemanagement eingerichtet. Die Stadt Lingen 

hatte zunächst ein für die Dauer eines Jahres angesetztes Projekt. Nach diesem zeitlichen 

Ablauf wurde das Beschwerdemanagement aufgrund des Erfolges als dauerhafte Institution 

eingerichtet. Die Stadt Georgsmarienhütte hat lediglich angegeben, dass Veränderungen 

aus den Beschwerden selber resultierten, z.B. Einführung eines Ordnungsaußendienstes, 

von Pflegepatenschaften und Erweiterungen von Öffnungszeiten für Grünabfallsammelplät-

ze. 

 

2.6.3 Kosten 

In fünf von sieben Behörden werden die jährlichen Kosten des Beschwerdemanagements 

nicht konkret ermittelt. Die jährlichen Kosten der Stadt Georgsmarienhütte betragen 25.000,-

€ Personalkosten sowie 3.000,- € für die 14-tägige Veröffentlichung einer Anzeige im „Stadt-

journal Blickpunkt Georgsmarienhütte“. Die Stadt Lingen hat jährliche Personalkosten von 

24.000,- €. Sachkosten und weitere Kosten werden auch hier nicht konkret ermittelt. Bei der 

Stadt Arnsberg besteht ein Budget für besonders gute Verbesserungsvorschläge, welches 

unter anderem Gutscheine für Bücher, Theater oder Freizeitparks beinhaltet. Es wird auch 

grundsätzlich bei allen befragten Behörden keine Kosten-Nutzen-Analyse für das Beschwer-

demanagements durchgeführt.  

 

2.6.4 Das Beschwerdemanagement als Erfolgsprojekt? 

Alle befragten Kommunen konnten diese Frage eindeutig bejahen. Die Stadt Arnsberg meint 

sogar, dass das Beschwerdemanagement ein Führungsinstrument ist, welches jede Kom-

mune benötigt, um gut arbeiten zu können. Die Stadt Braunschweig sieht ihr Projekt als Er-

folgsprojekt, da sich ein positiver Zahlenverlauf (Rückgang der Beschwerden) sowie eine 

gute Akzeptanz bei Bürgern und Mitarbeitern feststellen lässt. Auch das Landessozialamt 
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findet, dass eine Beschäftigung der Mitarbeiter mit dem Thema Beschwerden alles in allem 

positiv ist. Konkrete zentrale Auswertungen sind jedoch nicht möglich, da dies dem Selbstor-

ganisationscharakter und der Teamarbeit entgegenstünde. Der Kreis Borken ist der Mei-

nung, dass das Projekt ein gewisses Erfolgspotential in sich birgt.  

 

2.6.5 Organisationsveränderungen für die Zukunft 

Die Städte Georgsmarienhütte und Braunschweig sowie der Kreis Borken planen derzeit 

keine Veränderungen. Für die Zukunft möchte die Stadt Arnsberg ihr Beschwerdemanage-

ment – Team um eine Stelle erweitern.  

 

Das Landessozialamt möchte zukünftig in allen Bereichen Kundenbelange über Kundenbe-

fragungen besser ermitteln. Die Stadt Lingen möchte in einem nächsten Schritt im laufenden 

Jahr das innerbetriebliche Vorschlagswesen dem Beschwerdemanagement angliedern.  

Die LH Hannover plant zudem eine Ausgestaltung zum Ideenmanagement. 

 

2.6.6 Fazit 

Es lässt sich also abschließend feststellen, dass alle befragten Behörden von ihrem Projekt 

Beschwerdemanagement als Erfolgsprojekt sprechen. Viele belegen diese Aussage mit kon-

kreten Zahlen (Beschwerderückgängen). Alleine die Tatsache, dass in 50% der befragten 

Kommunen die Planstellen für das Beschwerdemanagement aufgestockt wurden oder in 

Zukunft aufgestockt werden, spricht für sich.  

 

Demnach hat die Praxis bestätigt: 

das Beschwerdemanagement ist ein sinnvolles Instrument in der öffentlichen Verwaltung und 

hilft sowohl den Behörden als auch den Bürgern. 
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3 Konzept der Projektgruppe 

 

Nachdem wir unterschiedliche Möglichkeiten der Einführung und Umsetzung eines Be-

schwerdemanagements betrachtet haben, erarbeiteten wir einen Vorschlag für ein effektives 

Beschwerdemanagement in der öffentlichen Verwaltung. Nachstehend werden die wesentli-

chen Aspekte unseres Konzeptes dargestellt. 

 

3.1 Planungsphase und Einführung 

Für die Planung von Konzept und Einführung des Beschwerdemanagements sollte eine Pro-

jektgruppe gebildet werden. Neben dem Projektleiter sollten dieser Gruppe drei bis vier wei-

tere Mitarbeiter, vornehmlich aus publikumsintensiven und damit in der Regel auch be-

schwerdeintensiven Bereichen, angehören. Ihre Aufgabe ist es, zum Beispiel zu planen: 

 

-  wo das Beschwerdemanagement angebunden werden soll,  

-  ob und ggf. welche Software zur Unterstützung angewandt werden soll, 

-  wie, durch wen und in welchem zeitlichen Rahmen auf die Eingaben zu  

   reagieren ist. 

 

Bei der Planung eines eigenen Beschwerdemanagementsystems können die Erfahrungen, 

die andere Behörden bereits mit einem solchen gemacht haben, genutzt werden. Daher soll-

te sich die Projektgruppe bei anderen Behörden über die unterschiedlichen Möglichkeiten 

der Umsetzung  eines Beschwerdemanagements informieren. 

 

Außerdem sollte das Wissen aller Mitarbeiter über Art, Zahl und Vorbringen der Beschwer-

den sowie über den bisherigen Umgang mit ihnen erfragt und berücksichtigt werden. 

 

Organisatorische Anbindung des Beschwerdemanagement s 

Das Beschwerdemanagement sollte organisatorisch an die Bereiche Öffentlichkeitsarbeit 

und Pressestelle angebunden werden, um eine zuverlässige Information der Bürger sicher-

zustellen. 

 

Wie schon aus der Auswertung hervorgeht, besteht je nach Größe der jeweiligen Verwaltung 

die Möglichkeit, das Beschwerdemanagement entweder zentral oder dezentral durchzufüh-

ren. Bei kleinen Behörden oder Behörden mit wenig Publikumsverkehr bietet es sich an, eine 

zentrale Bearbeitung der Beschwerden einzuführen. Hier sollte ein Mitarbeiter als zentraler 
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Ansprechpartner für die Bürger fungieren, der aus den betroffenen Fachbereichen Stellung-

nahmen anfordert und anschließend die Beschwerden einheitlich beantwortet. 

  

Bei großen Behörden sollten die Beschwerden dezentral in den Fachbereichen bearbeitet 

werden. Hierfür sollte es einen Ansprechpartner geben, der der Fachbereichsleitung zuge-

ordnet ist. Allein für die Aufgabe der Koordination und Auswertung der Beschwerden ist 

daneben ein zentraler Ansprechpartner zuständig. Außerdem erfolgt die Bearbeitung zentral, 

wenn es für eine Beschwerde keinen zuständigen Fachbereich gibt oder sie direkt an die 

Verwaltungsführung herangetragen wird.  

 

Interne oder externe Ausrichtung 

Das Vorschlagswesen und das Beschwerdemanagement sollten unabhängig voneinander 

durchgeführt / angesiedelt werden, da das Vorschlagswesen intern und das Beschwerdema-

nagement extern ausgerichtet sind. Letzteres könnte mit einem evtl. vorhandenen Ideenma-

nagement zusammengefasst werden. 

 

Software  

Die Unterstützung der Beschwerdebearbeitung und -auswertung durch eine spezielle Soft-

ware sollte von der Größe der jeweiligen Verwaltung abhängig gemacht werden. Je größer / 

dezentraler der Verwaltungsaufbau, desto eher ist eine speziell auf das Beschwerdemana-

gement abgestellte Software erforderlich, um eine einheitliche Auswertung vornehmen zu 

können. Den Anforderungen einer zentralen Beschwerdebearbeitung genügt grundsätzlich 

eine Standard-Software. 

 

Allgemeine Regelungen  

Um speziell während der Einführungsphase flexibel Änderungen vornehmen bzw. auf sich 

ändernde Gegebenheiten reagieren zu können, sollte eine Dienstanweisung zum Umgang 

und zur Abarbeitung von Beschwerden ergehen. Auf eine Dienstvereinbarung mit der Perso-

nalvertretung kann aus hiesiger Sicht verzichtet werden, sofern keine personenbezogene 

Auswertung der Beschwerden erfolgt. 

 

Mitarbeiterakzeptanz  

Wie aus der Auswertung ersichtlich ist, sind viele Mitarbeiter dem Beschwerdemanagement 

gegenüber skeptisch. Um mögliche Ängste und Unsicherheiten abzubauen, sollte vor Einfüh-

rung des Beschwerdemanagements ein Rundschreiben erstellt werden, welches die Ziele 

und Aufgaben innerhalb der Behörde verdeutlicht. Weiterhin sollte es mindestens eine Infor-
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mationsveranstaltung geben, zu welcher - je nach Größe der Behörde - alle Mitarbeiter oder 

Vertreter aus den Fachbereichen als Multiplikatoren eingeladen werden.  

 

Die direkt mit dem Beschwerdemanagement betrauten Mitarbeiter sollten in den Bereichen  

Konfliktbewältigung und Kommunikation geschult werden, damit diese sich für schwierige 

Situationen mit Kunden gewappnet fühlen. Im Übrigen sollten auch die Mitarbeiter aus den 

beschwerdeintensiven Bereichen fortgebildet werden. 

 

Bekanntmachung 

Das aktive Beschwerdemanagement ist insbesondere dadurch gekennzeichnet, dass aktiv 

um ein Feedback der Bürger geworben wird. Dazu würde sich gerade in der Einführungs-

phase des Projektes z.B. eine Plakatwerbung im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 

anbieten. Plakate sprechen die Aufmerksamkeit der Leute an. Demzufolge werden viele 

Kunden, die den ÖPNV nutzen, auf das Bestehen des Beschwerdemanagements der öffent-

lichen Verwaltung hingewiesen, ohne dass dabei hohe Kosten anfallen. Parallel kann eine  

Presseveröffentlichung mit entsprechendem Hinweis auf das Internet-Portal, ein Online-

Formular und die Rufnummer hilfreich zur Bekanntmachung sein. 

 

Im weiteren Verlauf wäre es sinnvoll, quartalsweise einen kurzen Artikel über das Beschwer-

demanagement zu veröffentlichen, der über die vorhandenen Möglichkeiten und Ansprech-

partner informiert. Diesen Artikel könnte man durch eine „Beschwerdekarte“ ergänzen, die 

ebenfalls einmal im Quartal (z.B. Januar, April, Juli, Oktober) der Tageszeitung beigefügt 

wird. 

 

3.2 Beschwerdebearbeitung 

 

Eingabemöglichkeiten 

Die Bürger wissen nun, dass es einen Anlaufpunkt für ihre Anliegen gibt - seien es Be-

schwerden, Lob oder Ideen in Bezug auf die Verwaltung. Wichtig ist, dass ein einfacher, 

schneller und bequemer Eingabeweg für den Bürger ermöglicht wird. Mit der Einrichtung 

eines Beschwerdetelefons, eventuell mit einer leicht einprägsamen Rufnummer, kann der 

Bürger mühelos sein Anliegen an die Verwaltung weitergeben. Dies ist sowohl für den Bür-

ger als auch für die Verwaltung ein relativ schneller Vorgang. 

 

Darüber hinaus sollte neben dem üblichen Postweg und dem Telefax eine elektronische 

Verbindung über E-Mail und / oder einen Online-Vordruck im Internet-Portal bereitgestellt 
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werden. Ein Kummerkasten im Eingangsbereich des Verwaltungsgebäudes ist zusätzlich 

eine gute Eingabemöglichkeit für Bürger, die ihre Anregungen vor Ort hinterlassen möchten. 

 

Beantwortung der Eingaben 

Es stellt sich anschließend die Frage, wie die Anliegen der Bürger beantwortet werden. Im 

Allgemeinen sollte die Beantwortung nicht länger als eine Woche dauern. Grundsätzlich ist 

es im Rahmen der Kundenfreundlichkeit empfehlenswert, die Bürgerbeschwerde telefonisch 

zu beantworten. Hierdurch wird eine Kommunikationsebene geschaffen, die im Gegensatz 

zu einer relativ sterilen und anonymen schriftlichen Beantwortung einen persönlicheren Cha-

rakter hat. Zudem können weitere Rückfragen der Beschwerdeführer direkt in diesem Ge-

spräch geklärt werden. Gegebenenfalls kann dann auf Anfrage eine schriftliche Bestätigung 

bzw. Beantwortung gesondert abgefasst werden. In komplexeren Fällen kann es jedoch er-

forderlich sein, Eingaben schriftlich zu beantworten - unter Umständen auch vorausgegan-

gene Telefonate. 

 

Um zu viel Aufwand zu vermeiden, sollte eine Zwischennachricht nur versandt werden, wenn 

etwa die Bearbeitungszeit länger als eine Woche erfordert. Dem Bürger wird dadurch Ge-

wissheit gegeben, dass sein Anliegen, wenn es z.B. schriftlich eingereicht wurde, angekom-

men ist und alle Beschwerden oder Ideen auch bei längerer Wartezeit bearbeitet werden. 

 

Auswertung 

Die Auswertung der eingegangenen Anliegen ist notwendig und dient der Verwaltung, da  

Schwachstellen aufgezeigt werden, Verbesserungsmöglichkeiten zu erkennen sind und eine 

Übersicht über die Entwicklung des Beschwerdemanagements ermöglicht wird.  

 

In der Auswertung sollten die Anliegen zunächst nach sachlich betroffenen Themengebieten, 

sowie nach Lob, Beschwerden und Ideen (Anregungen, Hinweise) differenziert werden. Dies 

kann zum einen die weitere Bearbeitung vereinfachen und beschleunigen, zum anderen 

werden dadurch bereits Informationen für statistische Erhebungen und das Berichtswesen 

festgehalten. 

 

Sollte es sich um eine personenbezogene Beschwerde handeln, so ist sie inhaltlich an den 

Vorgesetzten weiterzuleiten, jedoch nur anonym statistisch zu erfassen. 
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3.3 Resultate des Beschwerdemanagements 
 

Berichtswesen / Qualitätsmanagement 

Die zentrale Ideen- und Beschwerdestelle sollte jährlich im Rahmen der Auswertung aller 

Eingänge (Beschwerden, Lob, Ideen) einen Bericht zum Beschwerdemanagement erstellen, 

der die wesentlichen Zahlen, Daten und Fakten nennt. Im Zuge der quantitativen Auswertung 

ist im Bericht auf den Umfang der eingegangenen Eingaben sowie auf die Verteilung der 

Eingänge auf die verschiedenen Bereiche einzugehen. Innerhalb der qualitativen Auswer-

tung sind Ursachenanalysen vorzunehmen und Verbesserungsmaßnahmen mit den jeweili-

gen Fachbereichen zu entwickeln und umzusetzen. So entsteht ein ständiger Verbesse-

rungsprozess, der letztlich in ein Qualitätsmanagement mündet. Der Bericht sollte auch Aus-

kunft geben über die bereits durchgeführten Verbesserungen wie beispielsweise organisato-

rische Veränderungen. 

 

Zielgruppe des Berichtes sind zum einen der Verwaltungsvorstand und die Politik, die durch 

den jährlichen Bericht ein Steuerungsinstrument erhalten, und zum anderen die Bürger, die 

mit Pressemitteilungen über durch sie angeregte Veränderungen informiert werden.  

 

Fazit 

Ein Kunde, der mit der Reaktion auf seine Beschwerde zufrieden war, ist in der Regel zufrie-

dener als ein Kunde, der keinerlei Anlass zur Beschwerde hatte.  

 

Während ein zufriedener Kunde nur mit drei weiteren Personen über seine Erfahrungen 

spricht, erzählt es ein unzufriedener Kunde bereits zehn Personen weiter. Der Kunde aber, 

der zunächst mit einer Leistung unzufrieden war, den man schließlich aber doch zufrieden 

stellen konnte, berichtet dies 20 Personen.2 

 

Diese empirischen Zahlen veranschaulichen die Bedeutung des aktiven Beschwerdemana-

gements. Die Bürgerzufriedenheit kann gesteigert und das Image der öffentlichen Verwal-

tung verbessert werden. Außerdem können Ideen und Informationen der Bürger aufgenom-

men und berücksichtigt werden. Durch die qualitative Auswertung der Beschwerden können 

interne Arbeitsabläufe verbessert und auch die Qualität der Leistung gesteigert werden. 

 

 

 

                                                 
2 Paratsch, Frank; Theymann, Wolfram: „Die Chancen des Beschwerdemanagements“ in Innovative Verwaltung  
   1-2 / 2000,S. 18-21 (21) 
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Niedersächsische Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege 
Fakultät Allgemeine Verwaltung 
 

Projekt der Studiengruppe 2004 – 4.Semester: 
Beschwerdemanagement – Ein sinnvolles Instrument in der öffentlichen Verwal-

tung !? 
 

 
Fragebogen zu den Rahmenbedingungen und der Ausgestaltung des Beschwerdemana-
gements 
 
Behörde, Anschrift          Erreichbarkeit  
 
 
 
 
 
 
 
Anzahl Mitarbeiter/innen der Behörde       Anzahl Einwohner  
 
 
 
 
 
1. Beschwerdemanagement existiert seit   
 
2. Wie lange dauerte die Planungsphase? 
 
 
3. Wie wurde die Planung des Beschwerde- 

managements durchgeführt? 
(Projektgruppe) 
 

 
4. Wo ist das Beschwerdemanagement 

organisatorisch angebunden? 
 
 
 
 
 
5. Wo werden die Beschwerden abschließend 

bearbeitet? (zentral / dezentral?) 
 
 
 
 
 
 
 
6. Anzahl der Stellen(anteile) 

 
 
 
 

Ansprechpartner : 
Telefon     : 
E-Mail       : 
Fax                     : 

  

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

Anlage 1 
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7. Bewertung der Stelle(n) 
 
 

 
8. Wird Beschwerdemanagement getrennt 

vom Ideenmanagement / Vorschlags- 
wesen oder zusammen damit abgewickelt? 

 
 

9. Wird eine Software eingesetzt? 
(ggfs. Name des Produktes) 

 
 
 

 
10. Was war der Anlass zur Einführung  

eines Beschwerdemanagements? 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. Welche Ziele werden mit dem Beschwerde- 
management verfolgt? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

12. Ist das Beschwerdemanagement nur für    nur für Bürgerinnen und 
Bürger 
Bürgerinnen und Bürger gedacht oder auch   für beide 
für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen? 
(Zutreffendes bitte ankreuzen – rechte Maustaste, 
Eigenschaften, Standardeinstellung „markiert“ anklicken) 

 
13. Gibt es allgemeine Regelungen oder 

Vereinbarungen (z.B. Dienstanweisung, 
Dienstvereinbarung, Rahmenregeln,  
Richtlinien) (ggfs. bitte beifügen)? 
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14. Anzahl der jährlich eingegangenen 
Beschwerden  (falls keine konkreten 
Daten vorhanden sind, bitte schätzen)   

 
 
 
 
 
 

15. Welche Möglichkeiten gibt es für den   telefonisch 
Bürger, Beschwerden einzureichen?    schriftlich 
(telefonisch, schriftlich, Internet, Mail,   persönlich 
gibt es einen Vordruck?, Kummerkasten,   per E-Mail 
etc.)        Kummerkasten 
(Zutreffendes bitte ankreuzen – rechte Maustaste,   Internetportal 
Eigenschaften, Standardeinstellung „markiert“ anklicken)  Ein Vordruck ist vorhanden   

(bitte ggfs. beifügen) 
 
Erfolgt eine Differenzierung zwischen den 

Arten der Eingaben? 
(Beschwerden, Ideen, Lob, Sonstiges) 

 
 
 
16. Sofern eine Differenzierung erfolgt: Liegen hierzu auch entsprechend Fallzahlen 

vor? 
 

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
Beschwerden       
Ideen       
Lob       
Sonstiges       
 
 

17. Welche Arten von Beschwerden werden ent-  Beschwerden über   
gegen genommen?          Sachentscheidungen (Zutref-

fendes bitte ankreuzen)      Beschwerden über  
 persönliches Verhalten von  

MitarbeiterInnen  
 Beschwerden über das        
persönliche Verhalten von 
MitarbeiterInnen sind dem 
Vorgesetzten vorbehalten 
 anonyme Beschwerden 
 Beschwerden über die Be-
hörde als Dienstleister (z.B. 
Müll, Straßenbeleuchtung 
u.ä.) 
  Förmliche Rechtsbehelfe 
 Förmliche Rechtsbehelfe 
sind nicht Gegenstand des 
Beschwerdemanagements 

      

2000: 
2001: 
2002: 
2003: 
2004: 
2005: 
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19. Liegen über die verschiedenen Arten der Beschwerden auch differenzierte Fall-
zahlen vor?  

 
 ja   nein 

 
Falls ja, tragen Sie diese bitte in die nachstehende Tabelle ein. 

 
Art der Beschwerde 2000 2001 2002 2003 2004 2005 
       
       
       
       
       
       

 
 
20. Wie viele Beschwerden gehen bei Ihnen  

ein, für die Ihre Behörde gar nicht zu- 
ständig ist? 

 
21. Wie werden die Beschwerden beantwortet? 

(telefonisch, mündlich, schriftlich,  
persönlich...) 

 
 
 
 
 
 
 
22. Existieren Mustertexte zur Beantwortung 

von Beschwerden? 
(bitte ggfs. beifügen) 

 
 
 
23. Bekommt jeder Beschwerdeführer eine   ja 

Eingangsbestätigung?     nein 
 
24. Falls ja, wie lange dauert es durchschnittlich 

vom Eingang der Beschwerde bis zur         Tage 
Eingangsbestätigung? 

 
25. Wie lange dauert es durchschnittlich vom  

Eingang der Beschwerde bis zur          Tage 
Beantwortung? 

 
26. Erhält der Beschwerdeführer außer einer 

Antwort noch eine Rückmeldung über ggfs. 
vollzogene Veränderungen innerhalb der 
Behörde? 
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27. Wie schätzen Sie die Akzeptanz des Beschwerdemanagements bei den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen ein (bitte zutreffende Schulnote ankreuzen) ? 

 
1 2 3 4 5 6 

Sehr gut Gut Befriedi-
gend 

Ausrei-
chend 

Mangelhaft Ungenü-
gend 

      
 
      Ggfs. Begründung / Anmerkungen:  
  

 
 
 
 
 
 
28. Wie wurden die MitarbeiterInnen bei der Ein- 

des Beschwerdemanagements  
einbezogen? 

 
 
 
 
 
 
 
29. Hat eine Qualifikation des mit dem Be-    ja 

schwerdemanagement  betrauten Personals   nein 
stattgefunden? 

 
30. Falls ja, welche Art von Weiterbildung und 

Schulungen wurden durchgeführt? 
(z.B. Kommunikationstraining, Konflikt- 
bewältgung, etc.) 

 
 
 
 
 
31. Wie schätzen Sie die Akzeptanz des Beschwerdemanagements bei den Bürgern und 

Bürgerinnen ein (bitte zutreffende Schulnote ankreuzen) ? 
 

1 2 3 4 5 6 
Sehr gut Gut Befriedi-

gend 
Ausrei-

chend 
Mangelhaft Ungenü-

gend 
      

 
       Ggfs. Begründung / Anmerkungen: 
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32. Wie hoch sind die jährlichen Kosten des 
Beschwerdemanagements (sofern bekannt)? 

 
 

33. Führen Sie regelmäßig eine Kosten-Nutzen-  ja 
Analyse durch?       nein 

 
Ggfs. Anmerkungen hierzu:  

 
 
 
 

34. In welcher Form erfolgt Öffentlichkeitsarbeit  Internetauftritt 
 zum Beschwerdemanagement?   Presseveröffentlichungen  

         Informationsbroschüren 
         Informationsveranstaltungen 
         sonstige Werbung 
 

35. Erfolgt ein Berichtswesen zum Beschwerde- 
management und wenn ja in welcher Form? 

 
 
 
 
 
 
 
36. Entsteht dadurch ein Qualitätsmanagement? 
 
 
 
 
 
 
 

37. Welche gravierenden Veränderungen sind 
seit Einführung des Beschwerdemanagements 
an dessen Organisation vorgenommen  
worden? (z.B. Stellenaufstockung o.  
-reduzierung, Verlagerung von zentral auf 
dezentral, o.ä.) 
 
38. Schätzen Sie das Beschwerdemanagement  
in Ihrem Haus als Erfolgsprojekt ein? 
 
39. Welche Veränderungen an der Organisation / 
Ausgestaltung des Beschwerdemanagements  
haben Sie für die Zukunft geplant? 
 
 
 

 
Vielen Dank für die Unterstützung unseres Studienprojektes!!! 
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Gegenüberstellung  
 

Nr. Text Stadt Georgsmarienhütte Stadt Braunschweig  Stadt Lingen (Ems) 

 
Anzahl der  
Mitarbeiter 250 ca. 4.500 569 

 
Anzahl der 
Einwohner 33.639 240.000 56.491 

1 

Beschwerdema-
nagement 
(BM)existiert 
seit: 

01.03.2000 05.2000 01.07.2001 
am 01.11.2001 der Öffentlichkeit vorgestellt 

2 
Wie lange dau-
erte die Pla-
nungsphase? 

ca. 1 Monat ca. 1 Jahr 10 Monate: 30.08.2000 (1. Sitzung der Projektgruppe) 
bis zum 01.07.2001 

3 
Wie wurde die 
Planung des BM 
durchgeführt? 

Besuch der Stabstelle Steuerung und Controlling, 
Ratsarbeit und Pressewesen beim IBM in Arns-
berg, Abstimmung mit BM/Personalrat, Vorlage an 
den Verwaltungsausschuss; Mitarbeiter-
Information, Presseveröffentlichung 

Teilnahme Projekt, Tagung KGST; Erstellung Konzept; 
Bildung Arbeitskreis mit Vertretern Betroffener (be-
schwerdeintensiver) FB/Referate  

im Rahmen einer Projektgruppe, deren Mitglieder sich 
freiwillig meldeten 

4 
Wo ist das BM 
organisatorisch 
angebunden? 

Teil der Stabstelle Steuerung, Controlling, Ratsar-
beit, Pressewesen, Stadtmarketing 

im Dez des Oberbürgermeisters -->  
Referat Steuerungsdienst -->  
Fb Ideen- u. Beschwerden 

Fachbereich Steuerung und Service 

5 

Wo werden die 
Beschwerden 
abschließend 
bearbeitet (zent-
ral/ 
dezentral)? 

zentral beim Ideen- und Beschwerdemanagement 
(IBM) 

Aufgrund der vielfältigen Dienstleistungen der Stadt BS, 
der dezentralen räumlichen Unterbringung sowie der 
Berücksichtigung des Ergebnisses der Ämterumfrage, 
kommt eine ausschließlich zentrale Einrichtung nicht in 
Betracht. 
Zentral (IBM als Anlaufstelle für Bürger): Wenn sich die 
Bürger an den Ideen- und Beschwerdemanager wenden, 
entscheidet dieser über die Art der Erledi-
gung/Bearbeitung. 
Dezentral: geht die Idee oder Beschwerde direkt im 
Dezernat, Amt, Institut oder Referat ein, dann wird diese 
weiterhin für die Ideen- bzw. Beschwerdeannahme,- 
bearbeitung und -beantwortung zuständig. 

Zentrale Eingaben werden vom IuBS abschließend 
bearbeitet. Die Organisationseinheiten sind allerdings 
weiterhin für die dezentrale Ideen- und Beschwerdean-
nahme sowie für die Beantwortung zuständig. 

6 Anzahl der 
Stellen (anteile) 20 Stunden / Woche 2 Vollzeitstellen ½ Stelle 

7 Bewertung der 
Stelle (n) 

Früher BAT Vb bzw. jetzt Entgeltgruppe 9; 
Früher BAT Vc bzw. jetzt Entgeltgruppe 8 

A 11 Entgeltgruppe 9 

8 

Wird BM ge-
trennt vom 
Ideen-
manage-
ment/Vorschlags
wesen oder 
zusammen 
damit abgewi-

zusammen Ideen- u. Beschwerdemanagement zusammen; Ideen-
management anderes Dezernat, andere Mitarbeiter 

Das Vorschlagswesen wird vom IuBS derzeit überarbei-
tet. Es ist momentan angedacht, dieses auch im IuBS zu 
integrieren. 

Anlage 2 
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ckelt? 

9 

Wird eine Soft-
ware einge-
setzt? (ggfs. 
Name des Pro-
dukts) 

Tellme 4.0 Excel (für Berichtswesen) 
Auf Grundlage von Access hat der IuBS sich ein eige-
nes Datenbankprogramm erstellt, in dem alle Funktiona-
litäten in umfangreicher Form vorhanden sind. 

10 

Was war der 
Anlass zur 
Einführung 
eines BM? 

Das IBM wurde im Zuge der Verwaltungsreform 
aus Gründen der Verstärkung der Bürgerorientie-
rung und zur Verbesserung von Arbeitsabläufen 
unter Zugrundelegung des Modells der Stadt 
Arnsberg eingeführt.  

kein konkreter Anlass; Vorschlag u. Diskussion im Rat 

Der Aufbau bzw. die Einrichtung eines Beschwerdema-
nagements bei der Stadt Lingen war Teil der politischen 
Absichtserklärungen des Oberbürgermeisters. 
Er bat um Umsetzung eines  IuBS als Teil eines kun-
denorientierten Dienstleitungsunternehmens. 

11 
Welche Ziele 
werden mit dem 
BM verfolgt? 

Ausgangspunkt für die Verbesserung von Arbeits-
abläufen, Beseitigung von Missständen in kom-
munalen Einrichtungen, Schaffung eines zentralen 
Ansprechpartners für den Bürger, zügige und 
gesicherte Bearbeitung von Ideen und Beschwer-
den, Nutzung als neue Informationsquelle/ 
Stimmungsbarometer, Schaffung eines neutralen 
Vermittlers zwischen Bürger und Verwaltung, 
Verstärkung der Kundenorientierung 

strategische Ziele: 
-gesamtheitliche Qualitätsverbesserung durch langfristige 
Veränderungen 
-Erhöhung der Bürger/innenzufriedenheit 
-Verbesserung des Verwaltungsimages 
operative Ziele:  
-Öffnung für Ideen, Anregungen und Kritik 
-Ideen in Maßnahmen umsetzen 
-Vorbereitung zur Einführung eines Qualitätsversprechen 
-Bewirken positiver, vermeiden negativer Meinungsbil-
dung 
ökonomische Ziele:   
- Bürger/innen  zur konstruktiven Zusammenarbeit ge-
winnen 
-Erreichen systematischer Bearbeitung 
-Optimierung der Prozesse 
-Vermeidung anderer Reaktionsformen unzufriedener 
Bürger/innen 
-langfristige Senkung der Beschwerdehäufigkeit zur 
Entlastung der Organisationsbereiche 

- Erhöhung der Kundenzufriedenheit 
- Vermeidung negativer Kommunikation, Verbesserung 
des Verwaltungsimages 
- Auswertung und Nutzung der in den Ideen und Be-
schwerden enthaltenen Informationen und dadurch 
sowohl Reduzierung der Fehlerquoten als auch kontinu-
ierliche Verbesserung der Verwaltungsstruktur und -
effizienz 
- Qualitätsüberlegungen und lernen der Mitarbeiter aus 
den Rückkopplungen der Bürger 
- Unterstützung der Fachämter/Organisationseinheiten 
in der Bewältigung von Konfliktsituationen mit dem 
Bürger 

12 

Ist das BM nur 
für Bürgerinnen 
und Bürger 
gedacht oder 
auch für Mitar-
beiterinnen und 
Mitarbeiter? 

für beide nur für Bürger/innen für beide 

13 

Gibt es allge-
meine Regelun-
gen oder Ver-
einbarungen 
(z.B. Dienstan-
weisung, 
Dienstvereinba-
rung, Rahmen-
regeln, Richtli-
nien)? 

k. A.  Konzept z. Einrichtung (Anhang); Leitfaden Arbeitsgrup-
pe Dienstanweisung 
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14 

Anzahl der 
jährlich einge-
gangenen Be-
schwerden 

2000: 742 (März - Dezember) 
2001: 670 
2002: 579 
2003: 674 
2004: 694 
2005: 716 

2000/2001: 5240;    
2002: 5252         
2003: 4912         
2004: 4869         
2005: 5054 

2001: 236 
2002: 635 
2003: 656 
2004: 576 
2005: 625 

15 

Welche Mög-
lichkeiten gibt es 
für den Bürger, 
Beschwerden 
einzureichen? 
(telefonisch, 
schriftlich, Mail, 
Internet, gibt es 
einen Vordruck, 
Kummerkasten 
etc.) 

telefonisch 
schriftlich 
persönlich 
per E-Mail 
Internetportal 
 
Ein Vordruck ist vorhanden (siehe Anlage). 

alles 

telefonisch 
schriftlich 
persönlich 
Internetportal 
Vordruck ist vorhanden 

16 

Erfolgt eine 
Differenzierung 
zwischen den 
Arten der Ein-
gaben? (Be-
schwerden, Lob, 
Ideen, Sonsti-
ges) 

Ja, nach  
Anregung,  
Beschwerde, 
Auskunft,  
Hinweis,  
Idee,  
Lob,  
Mitteilung 

Differenzierung zwischen Beschwerde,  
Lob,  
Ideen,  
Anregungen 

Differenzierung zwischen: 
Ideen 
Anregungen 
Lob/Dank 
Beschwerden 
Information/Auskunft 

17 

Sofern eine 
Differenzierung 
erfolgt: liegen 
hierzu auch 
entsprechende 
Fallzahlen vor? 

Beschw erden Lob Ideen Sonstiges

2000 596 16 124 6 

2001 571 11 82 6 

2002 534 1 29 15 

2003 637 2 18 17 

2004 589 4 64 37 

2005 621 10 45 40 
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Beschw erden Lob Ideen Sonstiges

2000 

2001 97 10 129 

2002 242 21 372 

2003 271 20 343 22 

2004 204 29 297 46 

2005 210 14 210 37  

18 

Welche Arten 
von Beschwer-
den werden 
entgegenge-
nommen? 

anonyme Beschwerden, 
Beschwerden über die Behörde als Dienstleister, 
förmliche Rechtsbehelfe sind nicht Gegenstand 
des Beschwerdemanagements 

Sachentscheidungen;  
pers. Verhalten v. MA;  
anonym;  
Beh. Als Dienstleister;  
förmliche Rechtsbehelfe sind kein Gegenstand 

Beschwerden über Sachentscheidungen 
Beschwerden über persönliches verhalten von Mitarbei-
ter/innen 
anonyme Beschwerden 
Beschwerden über die Behörde als Dienstleister 
förmliche Rechtsbehelfe sind nicht Gegenstand des 
Beschwerdemanagements 
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19 

Liegen über die 
verschiedenen 
Arten der Be-
schwerden auch 
differenzierte 
Fallzahlen vor? 
Falls ja, tragen 
Sie diese bitte in 
die Tabelle ein. 

nein nein 
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20 

Wie viele Be-
schwerden 
gehen bei Ihnen 
ein, für die Ihre 
Behörde gar 
nicht zuständig 
ist? 

 
 
 
k. A. 
 
 
 
 

2005: 24% --> vorrangig Beschw. An mittlerweile privati-
sierte DL z.B. Müllentsorgung 

etwa 4 % 

21 

Wie werden die 
Beschwerden 
beantwortet? 
(telefonisch, 
mündlich, 
schriftlich,...) 

telefonisch, 
mündlich, 
schriftlich, 
persönlich, 
E-Mail 

Grundprinzip d. Mündlichkeit (telefonisch); umfassender 
Schriftverkehr ist zu vermeiden; schriftlich Beantwortet 
nur, wenn auch schriftlich eingereicht 

Oftmals erhält der Beschwerdeführer eine abschließen-
de Antwort, die der IuBS von der zuständigen Stelle 
einfordert. 
Dabei gilt der Grundsatz der mündlichen Beschwerde-
auseinandersetzung, d.h. es wird oft telefonisch beant-
wortet. 

22 

Existieren Mus-
tertexte zur 
Beantwortung 
von Beschwer-
den? 

nein nein nein 

23 

Bekommt jeder 
Beschwerdefüh-
rer eine Ein-
gangsbestäti-
gung? 

ja ja nur wenn Bearbeitungszeit von 5 Tagen nicht eingehal-
ten wird 

24 

Falls ja, wie 
lange dauert es 
durchschnittlich 
vom Eingang 
der Beschwerde 
bis zur Ein-
gangsbestäti-
gung? 

3 Tage 1 Tag k. A. 

25 

Wie lange dau-
ert es durch-
schnittlich vom 
Eingang der 
Beschwerde bis 
zur Beantwor-
tung? 

k.A Max. 14 Tage; Zwischennachricht, wenn Bearbeitung 
nicht in 3 Tagen abgeschlossen werden kann k.A 
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26 

Erhält der Be-
schwerdeführer 
außer einer 
Antwort noch 
eine Rückmel-
dung über ggfs. 
Vollzogene 
Veränderungen 
innerhalb der 
Behörde? 

je nach Fall fallbezogen 
Der Beschwerdeführer erhält immer eine umfangreiche 
Antwort. Insbesondere über vollzogene Veränderungen 
innerhalb der Stadtverwaltung wird Auskunft gegeben 

27 

Wie schätzen 
Sie die Akzep-
tanz des BM bei 
den Mitarbeitern 
und Mitarbeite-
rinnen ein? 

ausreichend 
 
Einschätzung einiger Mitarbeiter: aktives IBM 
verursacht Mehrkosten, Mehrarbeit 

gut 
 
eher 2,5 da Akzeptanz sehr unterschiedlich 

befriedigend 
 
Die Implementierung des IuBS nahm die Verwaltung mit 
großer Unsicherheit auf. Das anfängliche Misstrauen  
konnte durch intensive Aufklärungsarbeit aber sichtbar 
abgebaut werden. Die Zusammenarbeit zwischen dem 
IuBS und den einzelnen Fachdiensten gestaltet sich 
zunehmend harmonischer. 

28 

Wie wurden die 
Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
bei der Einfüh-
rung des BM 
einbezogen? 

Rundschreiben des BM an alle Bediensteten 
umfassende Einführung da Unsicherheit seitens MA; 
Vorstellung Projekt durch FbL/ReferateL; Verteilung u. 
Veröffentlichung d. Konzepts 

Die Mitarbeiter/innen konnten sich zur Mitarbeit beim 
Projekt Aufbau eines Beschwerdemanagements freiwil-
lig melden. Das IuBS hat sich vor Implementierung in 
jeder einzelnen Organisationseinheit vorgestellt und 
führt bis heute oftmals persönliche Gespräche, um sich 
angemessen mit den einzelnen Kollegen auseinander-
setzen zu . 
 

29 

Hat eine Qualifi-
kation des mit 
dem Beschwer-
de-
managements 
betrauten Per-
sonals stattge-
funden? 

Nein, nachträgliche Fortbildungen ja ja 

30 

Falls ja, welche 
Art von Weiter-
bildung und 
Schulungen 
wurden durch-
geführt? 

Teilnahme an Seminaren zur Konfliktbewältigung/ 
Kommunikationstraining; 
Erfahrungsaustausch mit anderen Kommunen 

Kommunikationstraining;  
Konfliktbewältigung 

- (Nachwuchs-) Führungskräfteseminar u.a. mit den 
Themengebieten Kommunikationstraining und Konflikt-
bewältigung 
- NLP 
- Supervision 

31 

Wie schätzen 
Sie die Akzep-
tanz des BM bei 
den Bürgern und 

sehr gut 

gut  
 
aber doch z.T. zu hohe Erwartung von seitens der Bür-
ger, die enttäuscht werden müssen --> Resultat: Unzu-

gut 
 
Durch Umsetzung/ Abhilfe bzw. Transparenz können 
eine Vielzahl von Beschwerden abgeholfen werden. 
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Bürgerinnen 
ein? 

friedenheit (siehe Fragebogen) Oftmals decken sich die angebotenen Lösungen mit 
dem Anspruchsdenken des Bürgers, was auch in einer 
Zufriedenheitsskala festgehalten wird. Lediglich etwas 
mehr als 16 % aller Beschwerdeführer waren nach 
Abschluss einer Nachricht weiterhin unzufrieden. 

32 

Wie hoch sind 
die jährlichen 
Kosten des 
Beschwerde-
managements? 

25.000 € Personalkosten + 3.000 € für 14-tätige 
Veröffentlichung einer Anzeige (siehe Anlage) 

nicht bekannt 
Personalkosten 2004: 24.300 
Sachkosten: sehr gering, werden nicht differenziert 
ausgewertet 

33 

Führen Sie 
regelmäßig eine 
Kosten-Nutzen-
Analyse durch? 

nein nein nein 

34 

In welcher Form 
erfolgt Öffent-
lichkeits-arbeit 
speziell zum 
BM? 

Internetauftritt, 
Presseveröffentlichungen 

alles;  
Plakatwerbung in Bussen während Pilotphase 

Internetauftritt 
Presseveröffentlichung 
Informationsbroschüren 
Informationsveranstaltungen 

35 

Erfolgt ein Be-
richtswesen zum 
BM und wenn ja, 
in welcher 
Form? 

ungefähr jährliche Erfahrungsberichte mit ver-
schiedenen Auswertungen 
 
(siehe Internet unter www.georgsmarienhuette.de) 

jährlicher Bericht an OB, Rat, Fb, Referate; Inhalt: Häu-
figkeitsverteilung, Ursachenanalyse, Verbesserungs-
maßnahmen (siehe Konzept) 

Einmal jährlich gibt der IuBS einen schriftlichen/digitalen 
Erfahrungsbericht über das abgelaufenen Jahr heraus. 

36 

Entsteht da-
durch ein Quali-
täts-
management? 

ja 
ja; bei Beschwerdehäufungen erfolgt f. betroffenen Fb 
Ursachenanalyse und Erarbeitung v. Verbesserungs-
maßnahmen 

Vom IuBS wurde ein sog. Qualitätszirkel eingeführt. 
Neben den bislang quantitativen Auswertungen wird nun 
im Rahmen von Dezernatsgesprächen auch eine quali-
tative Auswertung vorgenommen. Der IuBS analysiert 
hierzu die Themenschwerpunkte in Bezug auf Eingabe-
häufigkeiten bzw. -auffälligkeiten 

37 

Welche gravie-
renden Verän-
derungen sind 
seit Einführung 
des BM an 
dessen Organi-
sation vorge-
nommen wor-
den? 

z.B. Einstellung eines Ordnungsaußendienstes, 
Abschluss von Pflegepatenschaften, 
Erweiterte Öffnungszeiten der Grünabfallsammel-
plätze 

Pilotphase: 1 Stelle; ab 2002: 2 Stellen 

Der IuBS war zunächst ein für die Dauer eines Jahres 
angesetztes Projekt. Nach diesem zeitlichen Ablauf 
wurde das IuBS aufgrund des Erfolges als dauerhafte 
Institution eingerichtet 

38 

Schätzen Sie 
das BM in Ihrem 
Haus als Er-
folgsprojekt ein? 

ja ja, positiver Zahlenverlauf (Rückgang Beschwerden); 
gute Akzeptanz bei Bürger und MA 

Eindeutig JA. Viele Verbesserungen kommen nicht nur 
dem Bürger zu Gute, sondern helfen auch den Mitarbei-
ter/innen in der täglichen Arbeit 

39 

Welche Verän-
derungen an der 
Organisati-
on/Ausgestaltun
g des BM haben 

k. A. keine Veränderung in naher Zukunft 
In einem nächsten Schritt soll im laufenden Jahr das 
innerbetriebliche Vorschlagswesen dem IuBS angeglie-
dert werden. 
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Sie für die Zu-
kunft geplant? 

 
 
 
 
Nr. Text Stadt Arnsberg Landessozialamt  Landeshauptst adt Hannover Kreis Borken 

 Anzahl der  
Mitarbeiter 

930 1.200 9.250 930 

 Anzahl der 
Einwohner 83.000 - 516.227 367.950 

1 BM existiert seit: 1993/1994 1998 2000 01.06.2002 

2 
Wie lange dau-
erte die Pla-
nungsphase? 

Es gab keine Planungspha-
se, BM wollte es so.  
Erste Kommune in 
Deutschland die Beschwer-
demanagement einführte, 
darum konnte sie nichts 
abgucken. 

3 Monate rd. 2 Jahre rd. 1 Jahr 

3 
Wie wurde die 
Planung des BM 
durchgeführt? 

Ein halbes Jahr bevor der 
Bürger davon wusste, 
wurde mit der Beschwer-
denbearbeitung, zunächst 
schriftlich und später telefo-
nisch, begonnen (ohne 
Konzept);  
Frau Grömmer, ihr Vorge-
setzter Herr Wisser und der 
BM haben Mitarbeiter 
informiert und Vereinbarun-
gen getroffen. 

aus MA d. Behörde (über 
Ausschreibung) 

Projektgruppe aus Praktiker/innen aus dem 
Querschnitt der Verwaltung, Datenschutzbeauf-
tragten, IuK-Organisation, Organisation, Ge-
samtpersonalrat  

Projektgruppe 

4 
Wo ist das BM 
organisatorisch 
angebunden? 

Im Bürgermeisteramt/ 
Pressestelle, weil dort alle 
Informationen reinkommen 

dezentral in einzelnen Fb zentral beim Büro Oberbürgermeister 
dezentral im jeweiligen Fachbereich 

zentrale Beschwerdekoordination im Büro des 
Landrats; 
dezentrale Ansprechpartner/innen in allen Fachbe-
reichen 

5 

Wo werden die 
Beschwerden 
abschließend 
bearbeitet (zent-
ral/ 
dezentral)? 

zentral- Frau Grömmer ist 
in 95 % der Fälle federfüh-
rend 

zentral bearbeitet, wo sie 
entstehen; Organisation d. 
einzelnen Fb überlassen; 
übergreifende Beschwerden 
innerhalb Steuerteams bear-
beitet 

Unterschiedlich= duales System 
zentral in den Fällen, in denen konkret der Ober-
bürgermeister angesprochen wird oder Differen-
zen zwischen Beschwerdeführer/in und Fachbe-
reich bestehen, sonst dezentral 

Grundsatz: 
Was dezentral leistbar ist, soll dort bearbeitet 
werden. 

6 Anzahl der 
Stellen (anteile) 1 Vollzeitstelle k. A., da keine best. Personen 

f. die Bearbeitung zuständig k. A.  
k. A. 
 
 

7 Bewertung der 
Stelle (n) 

A11 bzw. IVa (Frau Gröm-
mer ist Angestellte) - k. A. zentral: A 11 

dezentral: verschiedene Bewertung 

8 Wird BM ge-
trennt vom 

zusammen getrennt Beide Managementsysteme sind zusammenge-
führt in der OE ”Bürgerservice”, werden aber 

Extern sind Ideen- und Beschwerdemanagement 
zusammengefasst. 
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Ideen-
manage-
ment/Vorschlags
wesen oder 
zusammen 
damit abgewi-
ckelt? 

getrennt abgewickelt; Vorarbeiten zur EDV- 
mäßigen Einbindung des Vorschlagswesens in 
das Beschwerdemanagementsystem laufen 

Das interne Vorschlagswesen ist bei der Organisa-
tionsabteilung angesiedelt. 

9 

Wird eine Soft-
ware einge-
setzt? (ggfs. 
Name des Pro-
dukts) 

SOS (=Sei ohne Sorge) 
wurde von der EDV-
Abteilung entworfen; 
wird jetzt vermarktet von 
Global Consulting in Lei-
men; 
Wird immer weiterentwi-
ckelt, ist bereits in der 5. 
Version 

nein Eigenentwicklung IMPULS S.O.S. (sein ohne Sorge) der global Konsulthing 
Partners Unternehmensberatung GmbH, Leimen 

10 

Was war der 
Anlass zur 
Einführung eines 
BM? 

Es war eine Idee des BM, 
weil sich die öff. Verwaltung 
in den 90er Jahren immer 
weiter vom Bürger entfernt 
hat. Der Bürger soll wieder 
an die Verwaltung herange-
führt werden, es soll mehr 
Kommunikation mit ihm 
stattfinden und er soll als 
kostenloser Berater in 
Anspruch genommen wer-
den, mehr Beschwerden 
sollen die Verwaltung errei-
chen 

Einführung im Rahmen eines 
allg. Organisations- und Per-
sonal- entwicklungskonzeptes 
zur Modernisierung d. Beh. 
(1997) 

Anliegen des Oberbürgermeisters 

2000/2001 wurde ein Leitbild für den Kreis entwi-
ckelt. Darin wurde u.a. der Leitsatz “wir wollen 
mehr Bürgerorientierung und Servicequalität durch 
neuartige, flexible Formen unserer Arbeit” 
Im Maßnahmenplan 2001 wurde daraufhin die 
Entwicklung neuer Formen des Umgangs mit Ideen 
und Beschwerden der Bürger/innen beschlossen 

11 
Welche Ziele 
werden mit dem 
BM verfolgt? 

Kommune will besser wer-
den, Bürger=Partner, Bür-
ger übernimmt Arbeit der 
Kommunen und kümmert 
sich z.B. als Baumpate, 
Spielplatzpate 

Qualitätssteigerung 

Bürgerbeteiligung 
Kundenzufriedenheit 
Imageverbesserung 
Außerbetriebliches Vorschlagswesen 

- lebendiger Austausch mit unseren Bürger/innen 
- Zufriedenheit der Bürger/innen ist Maßstab für 
unsere Arbeit 
- Beiträge und konstruktive Rückmeldungen  sind 
Ansporn unsere Arbeit noch besser zu machen 

12 

Ist das BM nur 
für Bürgerinnen 
und Bürger 
gedacht oder 
auch für Mitar-
beiterinnen und 
Mitarbeiter?  

für beide nur für Bürger/innen für beide nur für Bürger/innen 

13 

Gibt es allge-
meine Regelun-
gen oder Ver-
einbarungen 

Vereinbarung mit dem 
Personalrat, dass nicht 
personenbezogen ausge-
wertet werden darf; nur 

nein 

Dienstvereinbarung sowie weitere Regelungen 
z.B. 
- zur Erreichbarkeit der Verwaltung und zum 
Antwortverhalten gegenüber Bürgern 

Leitfaden: 
aktiver Umgang mit Ideen und Beschwerden 
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(z.B. Dienstan-
weisung, 
Dienstvereinba-
rung, Rahmen-
regeln, Richtli-
nien)? 

Personalrat und Personal-
entwicklung können dies 
auswerten 

- zur Gewährung von Ausgleichsleistungen bei 
Beschwernis 

14 

Anzahl der 
jährlich einge-
gangenen Be-
schwerden 

1993- jetzt ca. 2000 Be-
schwerden, Anregungen 
und Auskünfte im Jahr 

k. A., da nicht zentral erhoben, 
nur in Fb 

2003: 700 
2004: 590 
2005: 450 
 
 
zentral in das EDV- System erfasste Eingaben, 
jedoch nur ein Bruchteil der tatsächlich einge-
gangen Eingaben 

2002: 121 
2003: 106 
2004: 114 
2005: 66 
 
ohne Dienstaufsichtsbeschwerden und Beschwer-
den über das Verhalten von Mitarbeitern 

15 

Welche Mög-
lichkeiten gibt es 
für den Bürger, 
Beschwerden 
einzureichen? 
(telefonisch, 
schriftlich, Mail, 
Internet, gibt es 
einen Vordruck, 
Kummerkasten 
etc.) 

telefonisch 
schriftlich 
persönlich 
per E-Mail 
Internetportal 

telefonisch,  
schriftlich,  
persönlich,  
E-Mail,  
Kummerkasten "Pressepost-
fach", Internetportal;  
kein Vordruck 

telefonisch,  
schriftlich,  
persönlich,  
E-Mail,  
Kummerkasten,  
Internetportal, 
Vordruck vorhanden, 
Sprechtag des Oberbürgermeisters 

telefonisch,  
schriftlich,  
persönlich,  
E-Mail,  
Internetportal, 
Vordruck vorhanden, 

16 

Erfolgt eine 
Differenzierung 
zwischen den 
Arten der Einga-
ben? (Besch-
werden, Lob, 
Ideen, Son-
stiges) 

Beschwerden  
Anregungen 
Auskünfte 

bei Einführung d. Konzepts 
wurde besprochen, was "Be-
schwerde" ist --> im Bezug auf 
Besonderheiten im jeweiligen 
Bereichen 

Ja, sortiert nach den Eingabemöglichkeiten: 
- Beschwerde 
- Anregung 
- Anfrage 
- Dank 
- Informationsdefizit 
- Lob 
- Mitteilung 
- Wunsch 

Ja, 
Beschwerde 
Anregung 
Auskunft 
Lob/Dank 

17 

Sofern eine 
Differenzierung 
erfolgt: liegen 
hierzu auch 
entsprechende 
Fallzahlen vor? 

Siehe Nr. 14, ca. 2000 pro 
Jahr 

k. A. 
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18 

Welche Arten 
von Beschwer-
den werden 
entgegenge-
nommen? 

Beschwerden über Sach-
entscheidungen, 
Beschwerden über persön-
liches Verhalten von Mitar-
beitern, 
anonyme Beschwerden, 
Beschwerden über die 

Sachentscheidungen; 
pers. Verhalten v. MA;  
anonym;  
Beh. Als Dienstleister;  
förmliche Rechtsbehelfe sind 
kein Gegenstand 

Sachentscheidungen 
Beschwerden über Behörde als Dienstleister 
förmliche Rechtsbehelfe sind kein Gegenstand 

Beschwerden über Sachentscheidungen 
Beschwerden über das persönliche verhalten von 
Mitarbeiter/innen sind dem Vorgesetzten Vorbehal-
ten; 
Beschwerden über die Behörde als Dienstleister 
förmliche Rechtsbehelfe sind kein Gegenstand 
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Behörde als Dienstleister, 
förmliche Rechtsbehelfe 
sind nicht Gegenstand des 
Beschwerdemanagements 

19 

Liegen über die 
verschiedenen 
Arten der Be-
schwerden auch 
differenzierte 
Fallzahlen vor? 
Falls ja, tragen 
Sie diese bitte in 
die Tabelle ein. 

 
 
 
 
nein 
 
 
 
 
 

nein  nein  
 
nein 
 

20 

Wie viele Be-
schwerden 
gehen bei Ihnen 
ein, für die Ihre 
Behörde gar 
nicht zuständig 
ist? 

 
 
 
k. A. 
 
 
 

k. A. k. A. durchschnittlich 10 pro Jahr 

21 

Wie werden die 
Beschwerden 
beantwortet? 
(telefonisch, 
mündlich, 
schriftlich,...) 

Häufig wird die Beschwerde 
so beantwortet, wie sie 
reinkommt, aber meist 
telefonisch; 
Wenn sie für den BM ist, 
wird sie schriftlich beant-
wortet 

wird von Sb bestimmt; telefo-
nisch bevorzugt 

Individuell, in der Regel werden Beschwerden 
auf dem Weg beantwortet, über den sie hier 
eingehen. 

grundsätzlich auf dem gleichen Weg , wie sie 
hereinkommen, im Zweifel schriftlich 

22 

Existieren Mus-
tertexte zur 
Beantwortung 
von Beschwer-
den?  

Nein, jede Antwort ist indi-
viduell 
Warnung: NIEMALS Mus-
tertexte verwenden, das 
verärgert den Bürger 

nein Ja, als zentrales Angebot, das dezentral nach 
Erfordernis angepasst wird 

Ja, “Formulierungsanregungen” 

23 

Bekommt jeder 
Beschwerdefüh-
rer eine Ein-
gangsbestäti-
gung? 

ja nein Ja, in Form einer kombinierten Eingangs- und 
Zwischennachricht 

ja 

24 

Falls ja, wie 
lange dauert es 
durchschnittlich 
vom Eingang 
der Beschwerde 
bis zur Ein-
gangsbestäti-

Sofort, Inhalt: 
Dank für die Äußerung, 
weiterer Weg der Be-
schwerde, Datum für end-
gültiges Antwortschreiben 

k.A k.A 2 Arbeitstage 
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gung? 

25 

Wie lange dau-
ert es durch-
schnittlich vom 
Eingang der 
Beschwerde bis 
zur Beantwor-
tung? 

Es gibt Zielvorgaben: 
Telefonisch innerhalb von 
24 Stunden; 
Persönlich, schriftlich, E-
Mail innerhalb von 3 Tagen 

höchstens 30 Tage 

Rangfolge:  
meist eine Woche,  
dann 2 Wochen,  
dann 4 Wochen,  
dann 1 Tag 

5 Arbeitstage 

26 

Erhält der Be-
schwerdeführer 
außer einer 
Antwort noch 
eine Rückmel-
dung über ggfs. 
Vollzogene 
Veränderungen 
innerhalb der 
Behörde? 

das beinhaltet die Antwort ja, es werden auch vollzogene 
Veränderung mitgeteilt 

In der Regel nicht, es sei denn, es ist anders 
abgesprochen 

Eine solche Rückmeldung würde ggf. schon mit 
dem Antwortschreiben gegeben. 

27 

Wie schätzen 
Sie die Akzep-
tanz des BM bei 
den Mitarbeitern 
und Mitarbeite-
rinnen ein? 

gut 
 
Am Anfang  gab es Ärger 
mit den Kollegen,  nach ca. 
4 Jahren wurde es akzep-
tiert (mit Ausnahmen), jetzt 
wird Frau Grömmer bei 
schwierigen Gesprächen  
um Hilfe gebeten und erhält 
Warnungen vor Beschwer-
den, wenn z.B. klar ist, dass 
ein Müllfahrzeug ausfallen 
wird. 

gut gut 

befriedigend 
 
- der Grundgedanke wird überwiegend mitgetragen 
- Einige Mitarbeiter/innen halten das Verfahren für 
Bürokratisch 
- Einige Mitarbeiter/innen stehen der Erfassung von 
Beschwerden negativ gegenüber, da sie glauben, 
Beschwerden würden ihnen negativ ausgelegt 

28 

Wie wurden die 
Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
bei der Einfüh-
rung des BM 
einbezogen? 

gar nicht 
Konzept wurde mit MA erstellt, 
gibt zahlreiche Infoveranstal-
tungen 

Über Multiplikator/innen aus dem jeweiligen 
Fachbereich 

Die Projektgruppe wurde mit Mitarbeiter/innen 
vieler Facheinheiten besetzt, die sich freiwillig dafür 
gemeldet haben. 
In der Einführungsphase gab es Mitarbeiterinforma-
tionen. 
Außerdem wurden den Mitarbeiter/innen Seminare 
im Umgang mit Beschwerden angeboten 

29 

Hat eine Qualifi-
kation des mit 
dem BM betrau-
ten Personals 
stattgefunden? 

ja  Wird dezentral nach Erfordernis organisiert ja 

30 
Falls ja, welche 
Art von Weiter-
bildung und 

Konfliktmanagement (für 
freie Wirtschaft), 
Richtiges telefonieren (IHK) 

Seminare "Umgang mit 
schwierigen Kunden" 

Ist als allgemeines Fortbildungsangebot vorhan-
den und dezentral zu organisieren, aber nicht 
speziell im Rahmen des Beschwerdemanage-

- Aktives Ideen- und Beschwerdemanagement 
- Bewältigung von Konfliktsituationen  
Außerdem standen fortlaufend Kommunikations-



 

 47 

Schulungen 
wurden durchge-
führt? 

ments. Demnächst wird eine Schulung zur DV- 
Eigenentwicklung IMPULS angeboten 

seminare auf dem Fortbildungsprogramm des 
Kreises 

31 

Wie schätzen 
Sie die Akzep-
tanz des BM bei 
den Bürgern und 
Bürgerinnen 
ein? 

gut 
 
Gutes Umfrageergebnis, 
viele Leute empfehlen uns 
weiter, gute Mundpropa-
ganda 

gut gut 

gut 
 
Die Rückmeldungen zum aktiven Umgang mit 
Beschwerden sind überwiegend positiv. Der Be-
kanntheitsgrad ist weniger stark ausgeprägt, hier 
bedarf es noch weiterer Öffentlichkeitsarbeit  

32 
Wie hoch sind 
die jährlichen 
Kosten des BM? 

Keine Kosten, z.B. ein 
Bürger rief an, weil Kinder 
in öffentlichen Toiletten ihre 
Wasserpistolen befüllten 
und dann das Wasser 
laufen ließen. Er schlug vor 
Handtaster zu installieren, 
so dass 10.000 € Wasser- 
und Kanalgebühren in 
einem Jahr gespart werden 
konnten.  
Für besonders gute Ver-
besserungsvorschläge 
erhält der Bürger Gutschei-
ne für Theater, Bücher, 
Freizeitpark... Dafür gibt es 
ein extra Budget 

nicht bekannt k.A k. A. 

33 

Führen Sie 
regelmäßig eine 
Kosten-Nutzen-
Analyse durch? 

nein nein nein nein 

34 

In welcher Form 
erfolgt Öffent-
lichkeits-arbeit 
speziell zum 
BM? 

Presseveröffentlichung 
Informationsbroschüren 
Informationsveranstaltun-
gen 

Internetauftritt 
Kundenumfrage 

zur Zeit keine Öffentlichkeitsarbeit 
Internetauftritt 
Presseveröffentlichungen 
Informationsbroschüren 

35 

Erfolgt ein Be-
richtswesen zum 
BM und wenn ja, 
in welcher 
Form? 

selten, nur mündlich an den 
Verwaltungsrat;  
halten nichts von Statisti-
ken, weil es nichts aussagt 

zentrales Berichtswesen über 
Vordrucke; hatte wenig Sub-
stanz 

ja, in Form eines Berichts sporadisch unter Zuhilfenahme der in der Software 
vorhandenen Auswertemöglichkeiten 

36 

Entsteht da-
durch ein Quali-
tätsmanage-
ment? 

k. A.  

kein zentrales Qualitätsmana-
gement; intern in Fb auf Be-
schwerden in dieser Hinsicht 
reagiert 

k. A. k. A. 
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37 

Welche gravie-
renden Verände-
rungen sind seit 
Einführung des 
BM an dessen 
Organisation 
vorgenommen 
worden? 

keine, es war von Anfang 
an gut und brauchte keine 
Verbesserung 

keine Veränderung aufgrund 
der Einführung, nur allg. Um-
strukturierung (s. Frage 10) 

keine gravierenden Veränderungen keine 

38 

Schätzen Sie 
das BM in Ihrem 
Haus als Er-
folgsprojekt ein?  
 

ja, sehr erfolgreich; 
Es ist ein Führungsinstru-
ment, das jede Kommune 
braucht, um vernünftig 
arbeiten zu können 

Beschäftigung d. MA mit 
"Beschwerde" wird als positiv 
bewertet; zentrale Auswertung 
würde Selbstorganisationscha-
rakter d. eingeführten Team-
arbeit entgegen stehen 

ja Es ist ein gutes Projekt mit Erfolgspotential 

39 

Welche Verän-
derungen an der 
Organisati-
on/Ausgestaltun
g des BM haben 
Sie für die Zu-
kunft geplant? 

eine Stelle soll dazu kom-
men 

durch Kundenbefragungen 
sollen Kundenbelange genau-
er ermittelt werden; bezieht 
sich aber nicht speziell auf 
Bmg 

z.B. Ausgestaltung zum Ideenmanagement zur Zeit noch offen 

 

 


